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Montag, der 22. März, war ein denk⸗ 
würdiger Tag in der Geſchichte der Berliner 
Börje. Morgens hatten die Zeitungen eine amt- 
liche Mitteilung veröffentlicht, die in Aus⸗ 
führung des § 10 Abſ. 1, der Anlage zu Ar- 
tikel 298 des Friedensvertrages die Anmeldung 
aller Aktien, Schuldverſchreibungen und fon- 
ſtigen Wertpapieren der durch die Geſetzgebung 
der alliierten und aſſoziierten Mächte, die den 
Friedensvertrag ratifiziert haben, zugelaſſenen 
Geſellſchaften und ihre Beſchlagnahme an⸗ 
kündigte. Nachdem all die Länder aufgezählt 
waren, deren Wertpapiere unter die Beſchlag⸗ 
nahme fallen ſollten, war darauf hingewieſen 
worden, daß die Aktien der Schantung⸗Bahn 
eine Ausnahme machen, weil für ſie im Frie⸗ 
densvertrag die Entſchädigung anheimgeſtellt 
worden war und endlich bekanntgegeben, daß 
die ſpätere Enteignung der Wertpapiere auf 
Grund des Enteignungsgeſetzes vom 31. Auguſt 
1919 geſchehen ſolle. Dann aber kam der 
verhängnisvolle Satz: „Die Entſchädigung ſoll 
zu keinem höheren als dem Börſenkurs oder 
Wert am Tage der Ratifikation des Friedens- 
Werden dem 10. Januar 1920, gewährt 
werden.“ 


Schon im Laufe des Vormittags machte 
ſich in den Depoſitenkaſſen der Banken eine 
lebhafte Erregung des Publikums bemerkbar, 
die aber nur ein ſchwaches Vorſpiel war von 
dem, was ſich ſchließlich im Laufe der Börſen⸗ 
verſammlung abſpielen ſollte. Die Tages⸗ 
zeitungen haben ausführliche Berichte über die 
turbulenten Szenen gebracht, die ſich im 
Börſenſaal und in den Kursfeſtſtellungs⸗ 
zimmern ereigneten. Die wildeſte Volksver⸗ 
ſammlung iſt zahm im Vergleich zu dem Toben 
der erregten Börſianer, in deren Mitte ſich 
nur mit Müh und Not einige beſonders be⸗ 
liebte Börſenvorſtandsmitglieder zu Gehör zu 
bringen vermochten, während andere nicht 
bloß niedergeſchrieen, ſondern tätlich ange⸗ 


Goörſen⸗evolution. 


griffen wurden. Derartige Szenen ſind in 
Ländern mit politiſcher Tradition und Leiden⸗ 
ſchaft an den Börſen nichts allzu Seltenes. Die 
Geſchichte der Pariſer Börſe kennt manche 
ſolcher Auftritte, und an der Londoner Stock 
Exchange, wo Jingoismus und politiſche Par- 
teinahme überhaupt ſich oftmals breit gemacht 
haben, iſt es namentlich während des Krieges 
3. B. im Kampf gegen den naturaliſierten Eng- 
länder, manchmal hoch hergegangen. Für 
Deutſchland jedoch handelte es ſich um 
etwas ganz Neues, und die Zeitungen hatten 
wenigſtens diesmal eine Senſation, die das 
Wort des Rabbi Ben Akiba, daß alles ſchon 
einmal dageweſen ſei, tatſächlich Lügen zu 
ſtrafen ſchien. Aus den erſten Berichten blieb 
nicht klar erkennbar, worauf denn dieſe ge- 
waltſame Erregung der Börſe zurückzuführen 
war. Es ſchien, als ob die Börſe gegen die 
Beſchlagnahme der Werte überhaupt pro- 
teſtieren wollte. In einzelnen radikalen 
ſozialiſtiſchen Blättern kam denn auch der 
Vorwurf ſtark zum Ausdruck, daß die Börſe 
in einer Zeit, in der jeder Opfer bringen ſollte, 
ſich gegen die Ablieferung von Vermögens⸗ 
werten ſperre. In der Tat aber erklärte ſich 
die Erregung, die zum Schluß zur völligen 
Sperrung der Börſenſäle führte, viel einfacher, 
und zwar in einer Weiſe, der eine gewiſſe Be⸗ 
rechtigung nicht abgeſprochen werden kann. 


In den Tagen vorher waren die 
Valutapapiere ſtark zurückgegangen. Das 
konnte ganz natürliche Urſachen haben, 


denn die nach der Ueberwindung des Kapp⸗ 
putſches einſetzende Beſſerung der deutſchen 
Wechſel im Auslande mußte ganz automatiſch 
eine herabdrückende Wirkung auf die Kurſe 
der Wertpapiere ausüben. Ebenſo wie 
umgekehrt vorher die dauernde Entwer⸗ 
tung der deutſchen Valuta die Kurſe der Va⸗ 
lutapapiere dauernd in die Höhe getrieben 
hatte. Damit waren zunächſt auch die 
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Kursveränderungen in Zuſammenhang ge- 
bracht worden. Nun aber erinnerten die 
Börſenleute ſich plötzlich, daß von beſtimmten 
Seiten während der Vortage gerade in den zu 
enteignenden Papieren beſonders umfangreiche 
Verkäufe getätigt worden waren, und es wurde 
der während des Börſenverkehrs noch ge- 
ſchürte Verdacht laut, daß hier wieder einmal 
Eingeweihte Sonderkenntniſſe ausgebeutet 
hatten, die ihnen durch Indiskretionen aus 
dem zuſtändigen Miniſterium zugegangen 
waren. Von ſeiten des Reichsfinanzminiſte⸗ 
riums iſt, wie ſpäter verſichert wurde, ſofort 
eine umfangreiche Unterſuchung über dieſes 
Thema eingeleitet worden. Ob dieſe Unter⸗ 
ſuchung zu einem Reſultat geführt hat, 
entzieht ſich meiner Kenntnis. Merk⸗ 
würdig bleibt jedenfalls die ganze Ber- 
öffentlichung, die in einer liederlichen, und 
trotz der amtlichen Einkleidung wenig amt⸗ 
lichen Form vorgenommen wurde und eigent⸗ 
lich mehr einem warnenden Manifeſt als einer 
amtlichen Verfügung glich. Es hieß, ein unter⸗ 
geordnetes Organ des Finanzminiſterium habe 
die zur Information für die Preſſe erhaltenen 
Inſtruktionen durch ein Mißverſtändnis als 
für die wörtliche Veröffentlichung beſtimmt 
angeſehen und ausgegeben. Natürlich legten 
dieſe Nebenumſtände ſchon an und für ſich 
den Verdacht ſehr nahe, daß an irgendeiner 
Stelle des Reichsfinanzminiſteriums das 
Amtsgeheimnis nur ſehr mangelhaft gewahrt 
worden war. Dieſe Auffaſſung wurde 
aber noch durch Mitteilungen verſtärkt, 
daß an die Mitglieder der Vereinigung 
der Share-Holders der South Weſt 
Africa Qtd. bereits vor einiger Zeit ein Rund- 
ſchreiben wegen der bevorſtehenden Bejchlag- 
nahme der Papiere ergangen war. Es wird 
aufzuklären ſein, ob dieſes Rundſchreiben ledig⸗ 
lich auf die beſondere Tüchtigkeit des Vor⸗ 
ſtandes der Vereinigung zurückzuführen ge⸗ 
weſen iſt, oder ob hier tatſächlich eine vorherige 
Information von amtlicher Stelle den Vor⸗ 
ſtand in die Lage verſetzte, ſeinen Mitgliedern 
die wichtige Mitteilung zu machen. 

Aber unbeſchadet der eventuellen In⸗ 
diskretion erklärt ſich doch die Erregung 
der Börſe vor allem aus dem Umſtand, 
daß nach der amtlichen Verlautbarung 
bei der Enteignung keine höhere Ent⸗ 
ſchädigung als der Kurs vom 10. Januar 1920 
gewährt werden ſolle. In einer amtlichen Zu⸗ 
fagerflärung, die am Tage nach der Börjen- 
erregung veröffentlicht worden iſt, wurde dieſer 
Stichtag für die Entſchädigung damit gerecht⸗ 
fertigt, daß „bereits ſeit dem 28. Juni 1919, 
dem Tage der Unterzeichnung des Friedens⸗ 
vertrages durch Deutſchland, ſpäteſtens aber 
dem 10. Januar 1920, jeder Beſitzer und Er⸗ 
werber der Wertpapiere mit der Verpflichtung 


zur Ablieferung rechnen mußte.“ Das mag 
an ſich richtig ſein. Es trifft jedenfalls der 
Form nach zu. Denn Artikel 2 des Geſetzes 
über den Friedensſchluß zwiſchen Deutſchland 
und den alliierten und aſſoziierten Mächten 
iſt vom 16. Juni 1919 datiert. Artikel 2 
des Geſetzes lautet: „Dieſes Geſetz tritt mit 
dem Tage der Verkündung in Kraft.“ Und 
die Nummer 140 des Reichsgeſetzblattes vom 
Jahre 1919, die das Geſetz, und als Anhang 
dazu den Friedensvertrag enthält, trägt das 
Datum des 12. Auguſt. § 10 des Annexes zu 
Artikel 298 des Vertrages lautet: „Deutſch⸗ 
land übermittelt binnen ſechs Monaten nach 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
jeder alliierten oder aſſoziierten Macht alle 
in Händen ſeiner Angehörigen befindlichen 
Verträge, Beſcheinigungen, Urkunden und 
ſonſtigen Eigentumstitel, die ſich auf Güter, 
Rechte und Intereſſen im Gebiete der be- 
treffenden alliierten oder aſſoziierten Macht 
beziehen. Unter dieſe Güter, Rechte und Inter⸗ 
effen fallen auch Aktien, Schuldverfchrei- 
bungen oder ſonſtige Wertpapiere aller durch 
die Geſetzgebung dieſer Macht zugelaſſenen Ge⸗ 
ſellſchaften. Die Unterzeichnung des Friedens⸗ 
vertrages iſt am 28. Juni 1919 erfolgt. Das 
Schlußprotokoll iſt am 10. Januar 1920 unter⸗ 
ſchrieben. Infolgedeſſen mußte in der Tat 
vom 10. Januar 1920 ab jeder Deutſche mit 
der Enteignung ſeiner Papiere rechnen. Aber 
andererſeits ſteht ja in dem Vertrage auch, 
daß die Papiere der Entente erſt ſechs Monate 
nach Inkrafttreten des Vertrages, das heißt 
alſo bis zum 10. Juli 1920, ausgeliefert werden 
müſſen. Infolgedeſſen ſtand der Zeitpunkt der 
Enteignung bis jetzt nicht feſt. Ja, es war den 
Inhabern der Papiere nicht einmal genau be⸗ 
kannt, welche Papiere denn eigentlich unter 
die Enteignungsbeſtimmungen fielen. Auch 
jetzt ſcheint an den Amtsſtellen der Umfang 
der Enteignungen noch nicht einmal ganz klar 
zu ſein. Denn die zweite amtliche Ver⸗ 
öffentlichung ſpricht noch von möglichen 
Auslegungen, und es heißt darin: „Soweit 
hier zu überſehen, handelt es ſich von den an 
der Berliner Börſe notierten Papieren ledig⸗ 
lich um Canada Pacific⸗Shares und die Aktien 
der italieniſchen Meridionalbahn, der italieni- 
ſchen Mittelmeerbahn, der Weſtſizilianer, von 
den Kolonialgeſellſchaften um die Aktien der 
South Weit Africa Ltd., der Kolmanscop 
Diamond Mines Ltd., die ihren Sitz in Rap- 
ſtadt hat und wahrſcheinlich um die Anteile 
der Bomona-Diamanten-Gejellfchaft, ſofern fie 
ihren Sitz vor dem 10. Januar 1920 nach 
Südafrika verlegt hat. Ob indeſſen die An⸗ 
teile der zuletzt genannten beiden Diamanten⸗ 
geſellſchaften zur Auslieferung gelangen wer⸗ 
den, ſteht noch nicht feit..... 


— 


Die ganzen amtlichen Verlautbarungen 
reden aber um den Kernpunkt herum. Es 
hätte natürlich der Reichsregierung vollkom⸗ 
men freigeſtanden, ſich den Zeitpunkt für die 
Enteignung vollkommen nach Belieben auszu⸗ 
ſuchen. Sie hätte dann aber rechtzeitig Erklä⸗ 
rungen abgeben müſſen. Vor allem aber wäre 
es ihre Pflicht geweſen, den Handel in den 
betroffenen Papieren ſofort einſtellen zu 
laſſen. Und das gerade hat ſie nicht getan. 
Und beſonders die jetzt von der Beſchlagnahme 
betroffenen Papiere ſind Gegenſtand einer 
zügelloſen Spekulation geweſen, über die im 
„Plutus“ verſchiedentlich ausführlich berichtet 
wurde. So lange, wie Börſenkurſe feſtgeſetzt 
werden dürfen, kann man den einzelnen 
Börſenteilnehmern das Recht, irgendwelchen 
Kurs zu fordern oder zu zahlen, niemals 
nehmen. Hinterher jetzt aber die ganze Börſen⸗ 
bewegung zu ignorieren, geht denn doch 
nicht an. Und die Regierung darf ſich nicht 
darüber wundern, wenn ſich unter dieſen Um⸗ 
ſtänden der breiteſten am Geldmarkt inter⸗ 
eſſierten Kreiſe eine Erregung bemächtigt. Sie 
hat eben unbegreiflicherweiſe verabſäumt, 
rechtzeitig einzugreifen. Man mag das damit 
entſchuldigen, daß die Regierung bis heute 
noch nicht einmal genau weiß, welche Papiere 
für die Enteignung in Betracht kommen. 
Aber das kann ihr doch nun nicht das 
Recht geben, hinterher ſich darauf zu berufen, 
es hätte ja ſeit dem 10. Januar jeder wiſſen 
müſſen, daß eine Beſchlagnahme bevorſteht. 
Selbſt wenn man den damit ſtatuierten 
Grundſatz gutheißen wollte, daß der einfache 
Staatsbürger klüger ſei und weiter jehen 
müſſe als ſeine Regierung, ſo heißt das doch 
auch gleichzeitig, bei jedem deutſchen Staats⸗ 
bürger vorauszuſetzen, daß er den Friedens⸗ 
vertrag geleſen habe. Leider iſt die Zahl der 
verſtändnisvollen Leſer des Dokumentes, 
durch das vielleicht für viele Jahrzehnte 
Deutſchlands Schickſal beſtimmt wird, inner⸗ 
halb der deutſchen Reichsgrenzen ſehr gering. 
In der Relation wird die Zahl aber noch 
viel geringer ſein, ſoweit es die Börſenbe⸗ 
ſucher betrifft. In der Oeffentlichkeit iſt ja 
allerdings die Meinung verbreitet, daß die 
Börſe auch in den ſchwierigſten Fragen des 
Finanz, Geld- und Aktienweſens beſonders 
ſachverſtändig ſei. Dieſer Eindruck wird ſich 
vielleicht ſogar bei demjenigen vertiefen, 
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der einmal ein paar Stunden die Börſe 


beſucht und dort mit anhört, wie über 
die wichtigſten Probleme volkswirtſchaft⸗ 
licher und politiſcher Natur ſelbſt von 
den jüngſten Börſenkommis ſouverän ge- 
urteilt wird. Aber wer aus langer Berufs⸗ 
zugehörigkeit heraus befähigt iſt, hinter die 
Kuliſſen zu gucken, wird mir darin zuſtimmen, 
daß in Wirklichkeit nie und nirgends eine 
größere Oberflächlichkeit hinſichtlich der 
Kenntnis der wichtigſten Grundlagen der Ge⸗ 
ſchäfte zu beklagen ift als an der Börſe. Der 
Börſianer ift ein aufmerkſamer Zeitungsleſer. 
Aber iſt ſtets geneigt, ſich die einzelnen Nach⸗ 
richten ſo auszulegen, wie ſie in ſeine En⸗ 
gagements hineinpaſſen. Und es gibt nur 
ganz wenige Männer an der Börſe, die ſich 
auf Grund ſorgfältiger Lektüre der Doku⸗ 
mente bemühen, ihr Urteil zu fundieren. 
Nicht einmal die wichtigſten Daten über die 
Wertpapiere, die er täglich handelt, ſind dem 
Durchſchnittsbörſianer bekannt — und zwar 
trifft das gleicherweiſe für Bankiers wie für 
die Makler in der Kuliſſe zu. Man erzählt von 
einem Börſenmann, daß er auf den Rat eines 
Freundes einmal die Aktien der Leykam Joſefs⸗ 
taler Papierfabrik gekauft und daran viel 
Geld verdient habe. Hinterher ſtellte er dann 
zu ſeinem maßloſen Erſtaunen feſt, daß es 
ſich hier um eine Papierfabrik handelte, mäh- 
rend er bis dahin des Glaubens geweſen war, 
ſein Vermögen an den Aktien der Bahn von 
Leykam nach Joſefstal erworben zu haben. 
Dieſe Anekdote iſt wahrſcheinlich übertrieben; 
aber ſie iſt kennzeichnend. Denn ſie könnte 
wahr ſein. 

Nun kommen aber für die Beurteilung 
des vorliegenden Falles noch in Betracht 
nicht bloß die eigentlichen Börſenleute, ſondern 
weite Kreiſe des außerhalb der Börſe ſtehenden 
Publikums, die ſich in letzter Zeit in den Va⸗ 
lutapapieren engagierten. In deren Gehirn 
will ſchon gar nicht hinein, daß die Regierung 
Aktien zu Kurſen handeln läßt, die ſie hinter⸗ 
her als nicht notiert betrachtet. Von welchem 
Geſichtspunkt man daher auch immer die Ak⸗ 
tion der Regierung anſieht, ſie war tatſächlich 
geeignet, höchſten Unwillen zu erregen. Aber 
leider iſt ſie überhaupt ein Symptom für die 
Gedanken⸗ und Kopfloſigkeit, die ſich jetzt in 
allen Reſſorts der Staats- und Reichsver⸗ 


waltung mehr und mehr breitmacht. 
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Für die Patentverkängerung. 


Leitſätze zur Klärung der 


Sachlage 


und zur Abwehr der Gegner. 


Von Patentanwalt Georg Neumann⸗Berlin. 


Der 6. Ausſchuß der Nationalverſammlung hat in der vorigen Woche die 
Verlängerung der Patente und Gebrauchsmuſter durch Abrechnung der Kriegszeit nach 


dem Antrag Grünewald und Genoſſen einſtimmig beſchloſſen. 


Die National⸗ 


verſammlung dürfte dieſen Beſchluß demnächſt bekräftigen und man darf hoffen, daß 
dann auch die Regierung bezw. der Reichsrat der Verlängerung zuſtimmen werden. 
In dem folgenden Artikel hat ein Vorkämpfer der Patentverlängerung und einer 
darüber hinausgehenden Patentgeſetzreform, Patentanwalt Georg Neumann, „Leitſätz e 
zur Klärung der Sachlage und zur Abwehr der Gegner“ aufgeſtellt, die ihre 
grundſätzliche Bedeutung auch dann behalten, wenn ein Teil der hier erhobenen Forde- 
rungen durch das neue Geſetz erfüllt wird. G. B. 


1. Der Patentſchutz ift ein zum Offen baren 
der Erfindungen anregendes und es gleichzeitig 
ſtaatlich belohnendes Mittel, das den induſtriellen 
Fortſchritt fördert. Dagegen lähmt das Verheim⸗ 
lichen von Erfindungen den Fortſchritt inſofern, 
als es induſtrielle Entwicklungsmöglichkeiten viel⸗ 
leicht für zehn oder hundert Jahre oder für immer 
vereitelt, wie mannigfache Erfindungen beweiſen, 
die vor Jahrhunderten verlorengegangen und bis 
jetzt nicht wieder neu gemacht worden ſind. 

2. Der Lohn für die Offenbarung der Er— 
findung beſteht in Deutſchland im 16jährigen Patent» 
ſchutze gemäß der von England ausgegangenen, all- 
wärts gültigen Lehre, die dem Erfinder die Stellung 
und die Rechte eines „Lehrherrn der Nation“ 
einräumt. Wie in kaufmänniſchen Betrieben die 
Tätigkeit des Lehrlings dieſem aber auch dem, 
Lehrherrn nützt, fo foll der auf dem Patente be- 
ruhende Geſchäftsbetrieb ſtets der Nation, aber 
15 Jahre lang vornehmlich ihrem Lehrherrn, dem 
Patentinhaber, nützen. 

3. Der Patentſchutz regt außer zum Offenbaren 
auch zum Erproben und Entwickeln der 
Erfindung an, was in patentſchutzloſen Ländern 
unterbleibt, weil dort jedermann weiß, daß feine 
Erfindung, ſofern ſie brauchbar iſt, ſofort von der 
Konkurrenz freibeuteriſch nachgeahmt wird. 

4, Ein Beweis hierfür iſt die patentſchutzloſe 
Induſtrie Deutſchlands der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts, die bis zur Zeit der Welt⸗ 
ausſtellung von Philadelphia — 1876 — nur von 
Nachahmungen erwähnter Art lebte, und dort 
die induſtrielle Leiſtungsfähigkeit durch Belegung 
der deutſchen Ausſtellungsgüter mit der Schand⸗ 
marke „billig und ſchlecht“ deutlich beſtätigt erhielt. 


5. Bis zu induſtriellen Niederlage 
waren die maßgeblichen Kreiſe der 
deutſchen Induſtrie entſchiedene 
Patentſchutzgegner. Nun erſt erkannten ſie 
die erdrückende Ueberlegenheit der Induſtrie Ameri⸗ 
kas und den förderſamen Einfluß des amerika⸗ 
niſchen Patentgeſetzes ſowie, daß Deutſchlands 
Niederlage von damals dem Mangel an wirkſamem 
Erfinderſchutz zuzuſchreiben iſt. Da ſie jetzt etwas 
patentgeſetzfreundlicher wurden, konnte 1877 das 
erſte deutſche Patentgeſetz erlaſſen werden. 


dieſer 


6. Dieſes den Gegnern mühſam abgerungene 
Patentgeſetz machte aus dem induſtriell leiſtungs⸗ 
unfähigen Deutſchland allmählich die einflußreiche 
Induſtriemacht der jüngſten Vergangenheit. 

7. Der Patentſchutz iſt alfo nicht bloß die dem 
Erfinder zuſtehende ſtaatliche Beloh⸗ 
nung für das Offenbaren und das Er⸗ 
proben meuer Erfindungen, ſondern 
gleichermaßen die unerläßliche Voraus- 
ſetzung für die induſtrielle Blüte eines 
Landes. 

8. Dem Weſen der ſtaatlichen Belohnung ent- 
ſpricht es, daß der Erfinder durch das Patent ein 
monopolartiges Recht auf das Herſtellen und 
Benutzen der Erfindung erlangt, aber dieſes Monopol 
hat nichts gemein mit den berüchtigten Salz⸗, Brot, 
Bier-, Erz⸗ und dergleichen Monopolen, die früher 
jeder geldgierige Regent zu feiner perſönlichen Be⸗ 
reicherung willkürlich an den Meiſtbietenden ver⸗ 
kaufte, wodurch die notwendigſten Güter auf Volks⸗ 
koſten rückſichtslos verteuert wurden. 

9. Das vom Patentſchutz ausgehende 
Monopol gilt vielmehr ſtets nur für Güter, die 
noch nirgends beſtehen und die — im Gegenſatz 
zu Salz, Brot, Bier u. dgl. — vom Volk zunächſt 
nicht gebraucht werden. Erſt der Erfinder als 
„Lehrer der Nation“ unterweiſt das Volk im Ge— 
brauche dieſer Güter, und nur auf den Gebraucher 
— keinen anderen — wirkt das Patent als ein 
Monopol, durch das die Bemühung des Erfinders 
um die Gütererzeugung und um den induſtriellen 
Fortſchritt mittels Aufſchlags auf den Güterpreis 
belohnt wird. 

10. So iſt der Patentſchutz, da mit der Be⸗ 
nutzung patentierter Güter der Induſtrieſtand eines 
Volkes wächſt, eine Verſicherung gegen 
feinen induftriellen Verfall genau 
fo, wie es durch die Krankenver⸗ 
ſicherung vor körperlichem Verfall 
geſchützt wird. Wie wir mit Rückſicht hierauf 
Krankenkaſſenbeiträge zahlen, ſo haben wir für den 
Schutz der Induſtrie vor Verfall und für den Bor- 


teil der Benutzung neuer Erfindungen eine deren 


Urhebern zugute kommende Abgabe zu zahlen. 

11. In genauer Befolgung dieſer Grundſätze 
belohnt Amerika die offſenbarungsluſtigen Gr- 
finder neuer Güter mit dem ſtets 17jährigen, nur 


145 % Staatsgebühr erfordernden Patentſchutze. 
Wegen feiner von keiner ſonſtigen Zahlung ab⸗ 
hängigen 17jährigen Dauer gelten dort jetzt noch 
ſämtliche ſeit 1902 erteilten 600 000 Patente. 

12. Deutſchland aber berechnete unter dem Ein⸗ 
fluſſe patentgeſetzfeindlicher Großindu- 
ſtrieller für das deutſche Patent 15 Jahrestaxen im 
Geſamtbetrage von 5300 / wohl wiſſend, daß dieſen 
Betrag zwar ein Plutokrat oder die Großinduſtrie, 
nicht aber die Klein- oder Mittelinduſtrie, ein 
Forſcher oder Gelehrter zu zahlen vermag. 

13. Da ferner beſtimmt wurde, daß bei Nicht⸗ 
zahlung der Gebühr der Schutz verfällt, ſo wirken 
die 5300 # als Mittel zur ſchnellſten 
Wiedervernichtung des der Kleininduſtrie 
und den anderen Nichtplutokraten nur wid er⸗ 
willig zug eſtandenen Patentſchutzes, 
ſ. Leitſatz 5. 

14. Daß Deutſchland dadurch die unter Leit- 
ſatz 1—11 erörterten Umſtände vernachläſſigt, folgt 
aus der Tatſache, daß von allen bisher ers 
teilten 315000 deutſchen Patenten die 
Kleininduſtrie 21500 Stück ſchon binnen 
drei Jahren nach der Erteilung verlor, 
während Amerikas Patente ſtets mindeſtens 17 Jahre 
unerſchüttert bleiben. 

15. Unerſchüttert bleibt auch der Patentheitand 
der induſtriellen Plutokratie Deutſchlands, weil ſie 
ſtets 5300 4 zur Patentgebührenzahlung bereit hat. 

16. Nach ſtichprobenweiſer Zählung werden 
vier Fünftel aller deutſchen Patente 
für die Klein⸗ und Mittelinduſtrie, die 
Forſcher und Gelehrten, und nur ein 
Fünftel für die Großinduſtrie ein- 
getragen, weshalb letztere in der Zeit von 
1899-1914 nur 36 000, die Klein induſtrie 
dagegen 137 000 Patenterteilungen, 
hatte. Aber die 5300⸗Mark⸗Gebühr wirkt auf 
die kleininduſtriellen Patente wie eine Seuche, ſo 
daß von 137 000 nur 15000 kleininduſtrielle 
Patente übrigbleiben, während die Grohe 
induſtrie ihre Patente durch Zahlung von 5300 % 
Gebühr ſeuchenfeſt macht und in faſt un verminderter 
Stärke erhält. 

17. Demgemäß ſtand die an ſich ſchon iber- 
mächtige Großinduſtrie im Jahre 1914 mit etwa 
30 000 Patenten gegenüber einer Kleininduſtrie, die 
nur 15 000 Patente beſitzt. 

18. Da die Benutzung dieſer 15 000 Patente den 
Großinduſtriellen nur gegen Zahlung von Lizenz⸗ 
gebühr an die Kleininduſtrie zuſteht, ſo war dieſe 
bisher vor großinduſtrieller Uebermacht wenig- 
ſtens innerhalb eines Bereiches von 
15 000 Patenten geſchützt. 

19. Von dieſen 15 000 kleininduſtriellen Patenten 
drohen jetzt aber 10000 Stück, und zwar ſolche zu 
verfallen, die im Kriege nur durch Gebührenſtundung 
gültig bleiben konnten. 

20. Verfallen ſie, ſo hat die Kleininduſtrie 
Nur noch 5000 lizenzpflichtige Patente, während die 
Großinduſtrie, der 5300 % Patentgebühren nicht 
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läſtig ſind, und die daher auf Stundung nie an⸗ 
gewieſen iſt, ihre ſämtlichen 30 000 Patente behält 
und außerdem jetzt völlig lizenzfrei die 10 000 klein⸗ 
induſtriellen Patente benutzen darf. 


21. Mit dem Uebergang von 10 000 klein⸗ 
induſtriellen Patenten in das lizenzfreie Benutzungs- 
recht der Großinduſtrie verliert die Klein- 
induſtrie ſowohl den Lizenzanſpruch aus ihren 10 000 
Patenten und damit den ſtaatlichen, für 
Offenbarung der Erfindung verheiße⸗ 
nen Lohn, als auch den Haußtſchutzwall gegen 
das großinduſtrielle Uebergewicht. 

22. Daher ift die Erhaltung dieſes Hauptſchutz⸗ 
walles geboten, und zwar durch Beſeitigung des 
jenen 10 000 kleininduſtriellen Patenten drohenden 
Verfalles, was — nach dem am 19. Februar 1919 
bekannt gewordenen Regierungsplane — am beſten in 
der Weiſe geſchieht, daß der Geſamtpatentbeſtand vom 
1. Auguſt 1914 auf den 1. Auguſt 1919 oder 1920 
übertragen, die Schutzdauer alſo gewiſſermaßen um 
fünf bzw. ſechs Jahre verlängert wird. 

23. Die vergangenen fünf bis ſechs Jahre 
bleiben als Kriegszeit unberechnet und gebühren— 
frei. Unternehmer, die ein verfallenes Patent in⸗ 
zwiſchen zu benutzen angefangen haben (die Zwiſchen⸗ 
benutzer), ſind zur Weiterbenutzung gegen Bezahlung 
einer Lizenz befugt. Dagegen find von der Schutz 
verlängerung diejenigen Patente ausgeſchloſſen, die 
im Kriege große Gewinne gebracht haben. 

24. Dieſer Plan wird heut vornehmlich von 
Anhängern jener Kreiſe bekämpft, die 
ſchon 1876 als Patentſchutzgegner und als Anhänger 
der Nachahmung das junge Deutſchland zu der 
Niederlage von Philadelphia und ihrer Demütigen- 
den. Begleiterſcheinung, der Schandmarke „billig 
und ſchlecht“ geführt haben. 

25. Damals huldigten ſie der freibeuteriſchen 
Aneignung fremder Erfindungen unter dem Stich— 
worte: 

„die Patente ſind reif zum Fallen und eine faule 
Frucht am Baume der menſchlichen Kultur ... 
„Die ſtrenge Durchführung des Erfindungsſchutzes 
wäre ein Todesſtoß für zahlreiche deutſche Er- 
werbszweige .. . die fih keinen Augenblick be= 
ſinnen, z. B. die amerikaniſchen Nähmaſchinen⸗ 
konſtruktionen ohne weiteres nachzuahmen ...“ 

26. Als die Gegner infolge des MWißerfolges 
von Philadelphia die Zeit der freibeuteriſchen Nach⸗ 
ahmung fremder Erfindungen ſchwinden und dafür 
das Patentgeſetz kommen ſahen, wußten ſie ſeine 
Wirkung wieder zu lähmen mit harten, 5300 % 
betragenden Gebührenbeſtimmungen, 
durch die von allen bisher erteilten 
315000 Patenten binnen drei Jahren 
nach der Erteilung ſchon 215 000 wieder 
erlöſchen, ſo daß ihre Inhaber jetzt in 
Wirklichkeit faſt eben ſo ſchutzlos bleiz 
ben, wie es vor 1877 die geſamte Deuts 
ſche Erfinderwelt war, worunter meiſtens 
unbegüterte Erfinder zu leiden haben. 


27, Zur Rechtfertigung führen die Gegner an: 

a) „Patente, die die Gebührenlaſt nicht aushalten, 
find wertlos“, oder 

b) „wertloſe Patente müſſen, da fie den indu— 
ſtriellen Fortſchritt hemmen, beſeitigt werden“, 
oder 

c) „die Höhe der Gebühren wird dann läſtig emp⸗ 
funden, wenn es nicht gelingt, das Patent zu 
verwerten; dann erübrigt ſich aber auch die 
Verlängerung der Schutzdauer“. 

28. Aber der Wert von Patenten hängt nicht 
von Patentgebührenzahlungen ab, wie Amerika be- 
weiſt, deſſen ſeit 1902 erteilte 600 000 Patente bei 
Zahlung von nur je 145 Jé ſtändig 17 Jahre gelten 
und trotz dieſer 17jqährigen Dauer die Induſtrie 
Amerikas nicht gehemmt, ſondern in überragende 
Blüte verſetzt haben. 

29. In Wirklichkeit braucht kein einziges deut⸗ 
ſches Patent dem induſtriellen Fortſchritte zuliebe 
frühzeitig zu erlöſchen, ſofern die deutſche 
Großinduſtrie fih zu dem in Amerika 
ſeit 70 Jahren herrſchenden guten 
Brauche bekennt, dem Inhaber für die 
Benutzung des fremden Patents jene 
Lizenzgebühren zu zahlen, die er als 
„Lehrer der Nation“ und Förderer der In— 
duſtrie nach Recht und Billigkeit zu beauſpruchen 
hat. 

30. Die Gegner beſitzen jedoch in der 5300 % 
betragenden geſetzlichen Patentgebühr ein ihnen ſo 
erwünſchtes Mittel zur Erzielung von 
lizenzfreien Patentbenutzungen, durch 
das ſo zuverläſſig binnen drei Jahren nach der 
Erteilung rund 70% aller deutſchen Patente wieder 
verfallen und lizenzfrei werden, daß fie ein lizenz⸗ 
pflichtiges Benutzungsrecht in der Regel nicht 
erſt zu erwerben brauchen, weshalb ſie unſern Plan 
verwerfen, der ſolches lizenz freies Benutzungs⸗ 
recht zum Schutze der Kleininduſtrie durch Bers 
hütung des Patentverfalles beſeitigen will. 

31. Auch wenn die Zahlung der Staatsgebühr 
für ein Patent unterbleibt, oder wenn es die Mit⸗ 
welt als wertlos bezeichnet, kann die Erfindung 
doch wertvoll ſein, wie folgende Beiſpiele zeigen: 

a) Auer von Welsbach ließ gerade diejenige 
ſeiner deutſchen Patentanmeldungen im Irrtum 
als wertlos verfallen, die das Weſentliche zur 
Erzielung des Auergasglühlichts beitrug. 

b) Das Patentamt ſagt in ſeinem Buche „Ge⸗ 
ſchäftstätigkeit des Kaiſerlichen Patentamtes“, 
1902, Seite 116, über die Entwicklung der 
Dynamomaſchine durch Patente, „daß die guten 
und wertvollen Gedanken, die man heute in 
den darauf bezüglichen Patenten der Klaſſe 21d 
erkennen kann, lange Zeit unbeachtet und erſt 
viel ſpäter gewürdigt worden ſind“. 

c) Graf Zeppelin erklärte ſeinerzeit in der 
Hauptverſammlung des Vereins Deutſcher 
Ingenieure in Uebereinſtimmung hiermit: „Be⸗ 
trübend iſt der Gedanke an die große Zahl 
von knoſpenden guten Erfindungsentwürfen, 
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die wegen Mangels an Mitteln nicht zur 

Ausführung gelangen.“ 

d) Das erſte Zeppelin⸗Patent wurde 1895 an⸗ 
gemeldet. Erſt im Jahre 1906 beginnen er⸗ 
folgreiche Flugfahrten. 

e) Der Dieſel motor, feit 1892 zum Patent ana 
gemeldet, erhielt erſt 1897 zum erſten Male 
eine baureife Beſchaffenheit. Zu ſeiner Ein⸗ 
führung in den Verkehr waren weitere fünf 
Jahre nötig. 

Ð Die ſchon 1881 von Deprez verkündete 
Durchführbarkeit der elektriſchen Kraftfernüber- 
tragung wurde von der Fachwelt verworfen 
und gelangte erſt nach zehn Jahren durch 
die Fernübertragungsanlage Lauffen⸗Frankfurt 
am Main zur Anerkennung. 

g) 1877 war das erſte Stufen ⸗Dampfturbinen⸗ 
patent erteilt, aber erſt 1903 wurde mit einer 
darauf beruhenden Parſons ſchen Dampf⸗ 
ſchiffturbine erſtmalig ein Schiff verſehen. 

h) Die Mannesmann rohrpatente erſchienen 
ſeit 1885, führten erſt 1890 zur Gründung 
einer Aktiengeſellſchaft (35 Will. A) und diefe 
konnte erſt 1905/06 zum erſten Male Dividende 
zahlen. 

32. Obwohl dieſe Patente anfangs nicht ein⸗ 
mal die Patentgebühren an Gewinn brachten und 
als wertlos galten, wurden ſie doch unvergäng⸗ 
liche Förderungsmittel des induſtriellen Fortſchrittes. 

33. Zur Verhütung der Verwirrung, die ent⸗ 
ſteht, ſobald verſucht wird, die Exiſtenzberechtigung 
eines Patentes nach der Gebührenzahlung oder dem 
Urteile der Mitwelt zu beſtimmen, bleibt nur die 
Einführung von Patentgebührenbeſtimmungen etwa 
amerikaniſcher Art übrig, die allen Patentinhabern 
einen mindeſtens 17jährigen Schutz verſchaffen, der 
es ihnen ermöglicht, ſowohl die Erfindung zu einem 
brauchbaren abſatzfähigen Erzeugnis zu entwickeln, 
als auch den ſtaatlichen Lohn zu erzielen, der in 
Form des dauernden Patentſchutzes für Offenbarung 
der Erfindung und für Förderung der Induſtrie 
dem „Lehrer der Nation“ verheißen ift. 

34. Nach Abzug der vielen Jahre, die er- 
fahrungsgemäß hierüber verſtreichen, und die — 
nach Dieſe! — einen Kampf des Erfinders mit 
Dummheit und Neid, Trägheit und Bosheit, heim⸗ 
lichem und offenem Intereſſenwiderſtand und ein 
Martyrium auch für den erfolgreichen Erfinder be- 
deuten, verbleiben ihm von der geſamten Schub: 
dauer oft nicht mehr als fünf bis acht Jahre als 
Gewinnerntefriſt. Da der Krieg dieſe Friſt 
um fünf Jahre verzögert oder verkürzt hat, ſo kommt 
billigerweiſe den Patentinhabern ein Erſatz zu in 
Form entſprechender Schutzverlängerung, und dies 
um ſo mehr, als in Amerika der Schutz ſchon im 
Frieden faſt fünf Jahre länger dauert wie in Deutſch⸗ 
land, und außerdem andere Länder, 3. VB. Frank⸗ 
reich, England, Belgien, dieſe Verlängerung jetzt 
bereits eingeführt haben. 

35. Ein kleiner Schritt auf dem Wege zur 
Gebührenermäßigung und Schutzver⸗ 
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längerung wurde mit dem Regierungsentwurf 
vom 19. Februar 1919 gemacht (Leitja 22, 23), mit 
dem beabfichtigt war, 10 000 Patente, die nur durch 
Gebührenſtundungen den Krieg überſtanden hatten, 
vor dem jetzt drohenden Verfall zu erretten. 

36. Der Entwurf beruhte auf der Erkenntnis, 
daß jemand, der im Kriege ſchon wegen einer 
einzigen Jahresgebühr die Stundung zu beantragen 
genötigt war, jetzt zur Zahlung von fünf oder ſechs 
geſtundeten Jahresgebühren völlig außerſtande iſt, 
und daß die Patente bei ihrer an ſich ſchon be⸗ 
ſchränkten Dauer eine fünf- bis ſechsjährige, durch 
den Krieg verurſachte Verkürzung ihrer Wirkung 
nicht vertragen. 

37. Der Entwurf kam durch den Widerſtand 
patentgeſetzfeindlicher Großinduſtrieller zu Fall. 
Wie ihre Vorfahren im freibeuteriſchen Nach- 
ahmungstriebe grundſätzlich jeden Patentſchutz be- 
kämpften, ſo bekämpfen heutige Großinduſtrielle 
die Milderung der Bedingungen des beſtehenden 
Patentſchutzes mit der von den Vorfahren 
überkommenen Anſicht, daß zur indu» 
ſtriellen Blüte Deutſchlands nur jene 
geringe Anzahlvon Patenten beiträgt, 
deren Inhaber die Belaſtung mit hohen 
Patentgebühren aushalten. Dabei be⸗ 
weiſen Amerikas 600000 beſtehende Pas 
tente das Gegenteil — f. Leitſatz 5 und 11 —, 
und dabei wird die induſtrielle Blüte durch 
kein einziges Patent gehemmt, ſobald 
man nach amerikaniſchem Vorbilde ſich dazu ver⸗ 
ſteht, jede Patentbenutzung mit Lizenz⸗ 
oder Zwangslizenzgebühren zu ber 
zahlen. 

38. Daß die Gegner unſern Plan außerdem 
in der Abſicht bekämpfen, zu Lizenzerſparniſſen und 
dadurch zu verminderten Fabrikationskoſten und 
erleichterten Abſatzmöglichkeiten zu gelangen, läuft 
hinaus auf den Verſuch zur Abwälzung der Laſten 
von den eigenen kräftigen auf die ſchwachen Schultern 
der Erfinder. Der Fabrikationspreis wird jedoch 
bekanntlich außer durch Lizenzverpflichtungen auch 
durch Tantiemen und Dividenden beeinflußt. Dieſe 
mögen von jenen großinduſtriellen Unternehmern 
erft gekürzt werden, die — trotz der Niederlage zu 
Philadelphia — den Abſatz ihrer Erzeugniſſe nach 
wie vor durch Preisunterbietung auf Koſten der 
Erfinder betreiben, bevor man die Klein» 
induſtriellen durch Vernichtung ihrer 
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Patente und ihrer Einkünfte 
Lizenzanſprüchen widerſtands⸗ 
leiſtungsunfähig macht. 

39. Da ſchon die Monarchie mit ihrem Patent⸗ 
geſetzentwurf von 1913 für Gebührenermäßigung und 
Schutzverlängerung eintrat, ſo wird die Republik 
um ſo entſchiedener den Erlaß eines dem gleichen 
Zwecke dienenden Geſetzes gemäß republikaniſchem 
Entwurf von 1919 — ſiehe Leitſatz 22 und 23 — 
betreiben müſſen. 

40. Bedenklich wäre es, das franzöſiſche Geſetz 
vom 10. Oktober 1919 nachzuahmen, das nur be⸗ 
dingt den Schutz verlängert. Denn D eutſch⸗ 
land ſchuldet dem Erfinder — ſiehe Leit⸗ 
ſatz 1, 7, 11 — den mindeſtens 15 jährigen 
ungekürzten Schutz, ohne dieſe Schuld — im 
Gegenſatz zum Verhalten Amerikas — je ſinngemäß 
getilgt zu haben. Erſt der Negierungsplan von 1919, 
als teilweiſer Tilgungsverſuch, läßt keine Belaſtung 
mit Gebühren» und Prüfungsbeſtimmungen zu, ohne 
eine Schwächung feiner verſöhnlichen Wirkung þer- 
vorzurufen, und er ſchließt planmäßig hiervon nur 
die im Kriege gewinnreich geweſenen Patente aus. 

41. Sollten auch jetzt die Antipatentler trium⸗ 
phieren, wie einſt ihre Vorfahren, die Beſitzer der 
Schandmarke „billig und ſchlecht“, jo ſteht zu bes 
fürchten, daß ſich aus Erbitterung hier⸗ 
über bei den Klein- und Mittelindus 
ſtriellen, Forſchern und Gelehrten eine 
Abkehr von dem Offenbaren der Er⸗ 
findungen zu deren Verheim lichung 
und damit der Zuftand wieder ent⸗ 
wickelt, der Deutſchland das Fiasko zu 
Philadelphia im Jahre 1876 eintrug. 

42. Kommt es dagegen zu der von ſozial em 
Geiſte durchtränkten Schutzverlängerung, ſo wird es 
manchem durch den Krieg mittellos gewordenen 
Patentinhaber ermöglicht, ſeine geſchützten Erfin⸗ 
dungen zum Ausgangspunkt für neue wirtſchaftlich 
gedeihliche Unternehmungen zu entwickeln, ſeine 
Exiſtenz neu zu begründen, und ſich dadurch tat⸗ 
kräftig zu beteiligen an der Ermittelung neuer 
Wege zum Wiederaufbau unſerer zerrütteten Volks⸗ 
wirtſchaft, zur Erfüllung der uns vom Feinde aufs 
erlegten Pflichten und zur Erhaltung und Vers 
wertung der Arbeitskraft unſeres Volkes, Aufgaben, 
die ohne äußerſte Anſpannung der ſchöpferiſchen 
Gaben der Erfinder und aller techniſchen Berufs- 
ſtände unlösbar ſind. 


Revue der (Preffe. 


In der „Neuen Züricher Zeitung“ 
(1. April) wird über das neue Münzabkommen 
berichtet, das die Delegierten der 

Lateiniſchen Münzunion 

am 25. März in Paris unter dem Vorbehalt der 
Ratifitation abgeſchloſſen haben. Die ſchweize⸗ 
riſche und die franzöſiſche Regierung Vers 
pflichten ſich, in ihrem Gebiete die Silb erſcheide⸗ 


münzen (Silbermünzen zu 2 Fr., 1 Fr. und 50 Rp.) 
je des andern Landes aus der Zirkulation zurück⸗ 
zuziehen. Drei Monate nach Inkrafttreten des Ab⸗ 
kommens werden die öffentlichen Kaſſen der Schweiz 
die franzöſiſchen Scheidemünzen nicht mehr an⸗ 
nehmen, ebenſowenig die öffentlichen Kaſſen Frank⸗ 
reichs die betreffenden ſchweizeriſchen Münzen. Die 
zurückgezogenen Münzen werden dem andern Staate 
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zur Verfügung gehalten, der ſie zurückzunehmen ſich 
verpflichtet. Um den Schwierigkeiten zu begegnen, 
die der Schweiz aus der Zurückziehung der fran⸗ 
zöſiſchen Münzen aus ihrer Zirkulation erwachſen 
könnten, wird der Schweiz das ihr im Jahre 1908 
auf 16 Fr. pro Kopf der Bevölkerung zugebilligte 
Prägungskontingent auf 28 Fr. pro Kopf 
erhöht. Die dadurch erlaubten Neuprägungen 
der Schweiz ſind durch kein Jahresmaximum ein⸗ 
geſchränkt. Die Schweiz iſt ermächtigt, von den zu⸗ 
rückgezogenen franzöſiſchen Münzen die Summe zu 
behalten, die ſie zur Befriedigung ihres Umlaufs⸗ 
bedarfs notwendig zu haben glaubt. Sie kann dieſe 
Münzen während vier Jahren als Pfand für die 
Ausgabe von Silberzertifikaten (in Metall oder Paz 
pier) verwenden. Wenn die Schweiz zu Neuprä⸗ 
gungen ſchreitet, ſo iſt ſie ermächtigt, hierzu die 
franzöſiſchen Silberſcheidemünzen oder auch Fünf⸗ 
frankenſtücke irgend eines Staates der Münzunion 
zu verwenden. Den reſultierenden Prägegewinn hat 
ſie ihrem Münzreſervefonds zuzuführen. Frankreich 
hat der Schweiz die Silberſcheidemünzen, die ihm 
übermacht werden, mit ſchweizeriſchen aus Frant- 
reich zurückgezogenen Silberſcheidemünzen, ferner 
entweder mit ſilbernen Fünffrankenſtücken, mit Gold- 
münzen der lateiniſchen Union oder mit Tratten, 
zu bezahlen. Die beiden Staaten verpflichten ſich, 
auch Münzen, die durch den Gebrauch ſtärker ab⸗ 
genutzt ſind, zurückzunehmen. Die Schweiz und 
Frankreich haben beide das Recht, die Einfuhr von 
Münzen des andern Landes zu verbieten. Das Ub- 
kommen enthält ſchließlich einen Artikel, der Bel- 
gien zur Prägung von Münzen von 30 Rp. und 
1 Fr. für die Kongo kolonie in unterwertigem 
Metall bis zu einem Höchſtbetrage von 12 Will. Fr. 
ermächtigt. Die Ratifitationen find ſobald als mög⸗ 
lich, ſpäteſtens am 25. Juni 1920 auszutauſchen. — 
In der „Frankfurter Zeitung“ (14. April) 
wird 
der Kampf um die deutſche Seeflagge 


erörtert. Es wird darauf hingewieſen, daß unſere 
Großreedereien, deren Beſitz heute nur noch aus 
Geld- und Entſchädigungsanſprüchen beſteht, und die 
auf ungeheure Schwierigkeiten für einen ſchnellen 
Wiederaufbau einer eigenen Flotte ſtoßen, neue 
Wege ſuchen müſſen, um ſich aus der Notlage 
der Zeit zu retten, und geſtützt auf einen Stärkeren 
die Kraft zur eigenen Betätigung wieder zu finden. 
Gegenwärtig verhandeln maßgebende Perſönlichkeiten 
der Hamburg⸗ Amerika Linie mit der ame⸗ 
rikaniſchen Regierung und mit den Groß-Inter⸗ 
eſſenten der amerikaniſchen Seefahrt. Die 
Deutſchen ſuchen dort ein Arrangement, das ihnen 
geſtattet, ſich in angemeſſenem Amfange auf hoher 
See zu betätigen, auch ohne daß ſie vorerſt in den 
von ihnen erſtrebten Handelsflottenbund Schiffe ein⸗ 
bringen. Dieſe Idee findet auf der anderen Seite 
Gegenliebe. Amerika iſt als Großmacht der Handels- 
ſeeſchiffahrt jung und ohne Erfahrungen, es hat ſich 
im Kriege eine große, das Maß ſeines Eigenbedarfes 
überſteigende Handelsflotte geſchaffen. Doch fehlen 


den Vereinigten Staaten die jeder Handelsflotte un⸗ 
entbehrlichen Stützpunkte an Immobilien und ſon⸗ 
ſtigen Einrichtungen in den wichtigen Hafenplätzen 
der Welt, und vor allem die ausgedehnte Organi- 
ſation der Linien mit ihren Agenten, Zufuhrkanälen, 
die interne Verquickung mit den Verkehrsintereſſen 
der einzelnen Länder, welche von den Schiffen be— 
rührt werden, und aus der heraus die Zufuhr von 
Fracht an Menſchen und Waren fließt. Eine in 
dieſer Beziehung vollwertige Organiſation kann die 
deutſche Großreederei bieten. Nicht nur an den 
deutſchen Küſten ſelbſt, ſondern in allen Ländern 
der Erde, unzerſtört in den neutralen Ländern, be— 
einträchtigt, aber wohl zum größten Teil wieder- 
aufbaubar in einem Zeil der feindlich geweſenen 
Staaten. So hat jede der Parteien, die jetzt um den 
Seeflottenbund handeln und verhandeln, wichtiges 
zu bieten. Neben der Hamburg Amerika⸗Linie 
follen auch andere deutſche Großreedereien (Nord— 
deutſcher Lloyd und Hanſa) bei den Verhandlungen 
in Amerika vertreten ſein. Ueber das Programm 
verlautet, daß die Hamburg-Amerika⸗Linie einen bes 
ſtimmten feſten Anteil an ihren alten Linien (min⸗ 
deſtens 50%), bei den Arrangements ſich zu 
ſichern beſtrebt ſei. Wahrſcheinlich wird, wenn es 
überhaupt zu Vereinbarungen kommt, tatſächlich eine 
Art deutſch-amerikaniſche Teilhaberſchaft heraus— 
kommen, ein ſolches Abkommen wäre für uns er— 
träglich, wenn es wirklich der deutſchen Reederei einen 
ihrem wichtigen Einbringen entſprechenden Anteil 
ſichert. Zu erwähnen iſt, daß dieſe Orientierung 
der deutſchen Seeſchiffahrt dem Willen der Ame— 
rikaner zur Handelsſeegeltung erſt wirkliche Kraft 
geben würde. Sie würde die Handelsflotte der Union 
wirklich befähigen, dem bis vor kurzem vorherrſchen— 
den engliſchen Einfluß einen kraftvollen nicht 
mehr zu verdrängenden Wettbewerb zur Seite 
zu ſtellen. Dieſes Moment des engliſch-ameri⸗ 
kaniſchen Wettbewerbs muß Erwägungen hervorrufen, 
die nach der Richtung gehen, ob Deutſchland ein 
Intereſſe daran hat, in dieſem Wettbewerb Partei zu 
ergreifen und den einen der beiden Konkurrenten 
mit all ſeinen Witteln, die ihm verblieben ſind, 
zu fördern. — Nachdem die Bank von Frankreich 
ihren Diskontſatz am 8. April von 5 auf 6% er- 
höht hat, erfolgte am 15. April eine 
Diskonterhöhung in England 

von 6 auf 7 90. In einer Beſprechung dieſer Diskout⸗ 
erhöhung im „Berliner Börſen⸗Courier“ 
(16. April) wird im Auſchluß an eine Erörterung der 
Gründe, die zu der Diskonterhöhung in London ge⸗ 
führt haben dürften, die Frage der Dis kon tpoli⸗ 
tik in Deutſchland erneut aufgeworfen. 
Deutſchland, das Land, in dem augenblicklich wirk— 
liches Kapital wohl am knappſten in Eurapa iſt, 
gerät immer mehr an die Stelle des Landes mit 
dem billigſten Diskonſatz. Man muß ſich darüber 
klar ſein, daß das im Grunde genommen ein Bild 
gibt, daß den tatſächlichen Verhältniſſen recht wenig 
entſpricht. Wenn während des Krieges und auch 
noch während der Revolutionszeit die Reichsbank 
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an dem Satz von 500 feſthielt, trotz aller gegen ihn 
ſprechenden Gründe, ſo konnte man das wohl ver⸗ 
ſtehen und die längſte Zeit hindurch wohl auch 
billigen. Aber die ausländiſchen Diskonterhöhungen 
ſollten es der Leitung der Bank doch nahelegen, den 
augenblicklichen Zuſtand erneut zu überprüfen. Es 
könnte ſehr wohl der Fall eintreten, daß der nominell 
billige Zinsſatz in Deutſchland jetzt zu recht uner⸗ 
wünſchten Folgen führt. Denn es iſt unzweifelhaft, 
daß ſich früher oder ſpäter die gewaltigen Kapitals⸗ 
zerſtörungen, die Krieg und Revolution für die ganze 
Welt bedeuten, in einer Verteuerung der Vergütung 
für Leihkapitalien geltend machen. Außerhalb 
Deutſchlands drückt ſich dieſes immer deutlicher aus. 
Sollte es nicht auch in Deutſchland an der Zeit 
iein, auszuſprechen, was it? — In der „Voſſi⸗ 
ſchen Zeitung“ (17. April) beſpricht Dr. W. 
K. Weiß, der Leiter der Rohſtoffabteilung der 
A. E. G., den 


Rückſchlag am Nohſtoffmarkt. 

Die Höherbewertung des Markkurſes hat die bis⸗ 
ber überwiegende Nachfrage nach Nohſtoffen in ein 
Materialgebot umſchlagen laſſen, das bei vielen 
Produkten in vielen Teilen des Auslandes ſeit 
längerer Zeit beſtand. Dieſer Umſchlag hat auch 
enen gewiſſen Preisabbau zur Folge gehabt. In 
Deutſchland ſind die Notierungen für Metalle wie 
folgt heruntergegangen: 


Höchſter Niedrigſter 
6 Preis für 100 ke 
Sleftrolyt-Kupfer 10. 2. 4700 M. 13. 4. 2388 M. 
Aluminium 17.22 226,300, ma 25005 
Blei 20 2 1800 4 700 „ 
Zint e e, z 550 „ 
Sinn 27.1. 15500. „ „ 7500 
Die Verhältniſſe auf dem Nohſtoffmarkt liegen 


heute ſo, daß der überſeeiſche Exporteur, der die 
Produkte vom Erzeuger aufbaut und in den Hafen- 
Platzen aufſtapelt, in Nohſtoffen faſt erſtickt. Be⸗ 
ſonders haben ſich ſo die Weltvorräte in Rob- 
gummi außerordentlich vermehrt. Aber ſelbſt die 
Vaumwollpreiſe find infolge großer Weltworräte ins 
Wanken geraten und die Preiſe für Häute und 
Leder erlitten enter dem Druck großer ausländiſcher 
Angebote, die ſich unter den deutſchen Preiſen be⸗ 
wegen, eine ſtarke Preiserſchütterung, die teilweise 
einen Rückgang der Preiſe um 30—40% für Häute 
mit fih brachte. Der Gold- und Silberpreis iſt 
4 London gefallen, in Amerika drängen gewaltige 
Rupfervorräte zur Ausfuhr. Im Intereſſe der 
weiteren Wettbewerbsfähigkeit der deutſchen In⸗ 
duſtrie auf dem Weltmarkte auch bei dem Um⸗ 
lag der Konjunktur darf der kaufmänniſche Geiſt 
nd Induſtrie, der ſich bei der allgemeinen Preis- 
teigerung durch ſchnelle Erhöhung der Kalkulation. 
Ausgezeichnet hat, nicht verfehlen, dieſelbe An— 
daſſungsfähigkeit auch bei fallenden Rohſtoffpreiſen 
ses KU Herabſetzung der Bearbeitungszuſchläge für 
ir usfuhrerzeugniſſe zu zeigen, da ſonſt unſere Ware 
* Auslande infolge zu hoher Preiſe nicht mehr 
Jekauft oder andererſeits die Einfuhr fremder 
Jertigfabrikate erleichtert wird. Solange der hohe 


Stand der ausländiſchen Valuta eine Exportprämie 
darſtellt, können die hohen Produktionskoſten hier⸗ 
durch ausgeglichen werden. Sollte infolge einer 
Beſſerung des Markkurſes ein Teil dieſer Ausfuhr⸗ 
prämie dauernd verloren gehen, ſo würde ſelbſt dann, 
wenn fih der Bezug ausländiſcher Nohſtoffe ine 
folge der Valutawende verbilligen würde, eine 
weitere Steigerung der Produktionsaufwendungen 
durch etwaige erneute Heraufſetzung der Kohlen- 
preiſe oder erneute Forderungen der Arbeiterſchaft 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutſchen Induſtrie auf 
dem Weltmarkte ernſtlich in Frage ſtellen. 


Umschau. 


Die erste Kapitalserhöhung 
einer Berliner Grossbank ist 
in Sicht. Schon oft beschäftigte 
die Börsenwelt sich mit Gerüchten, nach denen auch die 
Berliner Grossbanken sich mit Plänen tragen sollten, an 
dem allgemeinen Strom der Kapitalserhöhungen teilzu- 
nehmen. Das riesenhafte Anschwellen der fremden Gelder 
der Banken während und nach dem Kriege hat allerdings 
die Ziffer des Eigenkapitals der Grossbanken in ihrer 
Bedeutung immer weiter herabgedrückt und das Bestreben, 
ein besimmtes Verhältnis zwischen Eigenkapital und 
Kreditoren einzuhalten, macht sich heute kaum noch 
geltend, Trotzdem ist jetzt der erste Kapitalerhöhungs- 
plau einer Berliner Grossbank in greifbare Nähe gerückt. 
Es ist kein Zufall, dass es die Commerz- und Disconto- 
Bank, eine der kleineren Grossbanken ist, die zuerst das 
Bedürnis empfindet, ihre Kapilalzziffer, die seit fünfzehn 
Jahren unverändert auf der für heutige Verhältnisse relativ 
kleinen Summe von 85 Millionen Mark stehengeblieben 
ist, zu erhöhen. Beim Niederschteiben dieser Zeilen sind 
Einzelbeiten über die geplante Kapitaliransaktion der 
Commerz- und Disconto-Bank noch nicht bekannt. Jedoch 
sagt man, dass die Kapitalse höhung erheblich sein wird, 
dass vielleicht eine Kapitalsverdoppelung in Frage kommen 
wird. Als die Commerz- und Disconto-Bank im Jahre 
1905 ihr Kapital von 50 auf 85 Millionen Mark erhöhte, 
war mit dieser Kapitalserhöhung die Uebernahme der 
Berliner Bank verbunden, Auch jetzt heisst es, dass die 
Kapitalserhöhung nicht nur der bereits in den letzten 
Jabren vollzogenen Geschäftsausdehnung des Instituts 
Rechnung tragen soll, sondern dass sie gleichzeitig die Mittel- 
für die Uebernahme einer anderen Bank schaffen soll. Wie 
es heisst, ist die Mitteldeutsche Privatbank, in Magdeburg 
das ausersehene Fusionsobjekt. Die Mitteldeutsche Privat- 
bauk, die im Jabre 1909 hervorgegangen ist aus der Magdc- 
burger Privatbank nach deren Fusion mit dem Dresdner 
Bankverein, arbeitet mit einem Aktienkapital von 60 Milli- 
onen Mark. Sie verfügt über ein ausgedehntes Netz von 
Filialen und Beteiligungen, hauptsächlich in Sachsen und 
Thüringen. Der direkte Anschluss an die Berliner Bank- 
welt fehlte ihr bisher. Für die Commerz- und Disconto- 
Bank würde die Uebernahme dieser grossen Provinzbank 
eine wesentliche Erweiterung ihres Arbeitsfeldes bedeuten. 
Denn der Schwerpunkt des Geschäfts der Commerz- und 
Disconto-Bank lag bisher in Norddeutschland: Ham- 
burg, Altona, Kiel, Stettin und Berlin, 


fn. Aus der Berliner 
Bankwelt. 


Hannover, 
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und erst in den letzten Jahren hat sie auch in dem 
westdentschen Industrierevier durch die Uebernahme des 
Gelsenkirchner Bankvereins, der Mühlheimer Bank und 
einiger kleinerer Bankfirmen, sowie auch in Süddeutsch- 
land, in Nürnberg, München und Stuttgart, Fuss gefasst 
Die Angliederung einer weit verzweigten mitteldeutschen 
Bank würde also für die Commerz- und Disconto-Bank 
eine Abrundung ihres Geschäftsfeldes bedeuten. Es heisst, 
dass gleichzeitig mit der Kapitalserhöhung möglicherweise 
eine Dividendenerhöhung bei der Bank verkündet werden 
wird, Das Bestreben, durch die Dividendenpolitik eine 
Erweiterung der Kapitalsbasis günstig vorzubreiten, hat 
bei der Commerz- und Disconto-Bank sich schon in den 
letzten Jahren bemerkbar gemacht. So z. B. als sie für 
das Jahr 1918, trotzdem auch ihr Reingewinn in diesem 
Jahre einen nicht unwesentlichen Rückgang zeigte, den 
1917 erreichten Dividendensatz von 7% unverändert bei- 
behielt. Ist es möglich, für das Jahr 1919 diesen Satz 
nicht nur beizubehalten, sondern noch etwas zu erhöhen, 
so wird das selbstverständlich die Bedingungen für die 
Ausgabe bezw. den Umtausch neuer Aktien günstig beein- 
flussen. Das durch zahlreiche kleinere Angliederungen 
in den letzten Jahren bekundete Bestreben der Leitung 
der Commerz- und Disconto- Bank, das Institut nicht durch 
Stillstand ins Hintertreffen innerhalb der Grossbankwelt 
geraten zu lassen, würde durch die Kapitalserhöhung und 
die Uebernahme einer grossen Provinzbank jetzt einen 


weithin sichtbaren Ausdruck finden. 
* * 
* 


Die’ Zeit ist nicht dazu angetan, Feste zu feiern, 
Deshalb hat auch die Deutsche Bank den Tag ihres 
50jährigen Bestehens in aller Stille begangen. Sie hat 
ihren Beamten und Rentnern Sonderzuweisungen gemacht, 
und einige Stiftungen mit Zuwendungen bedacht. Im 
Nachrichtenblatt der Deutschen Bank hat der langjährige 
Archivar der Bank Dr. M. Fuchs einen kuızen Abriss der 
Geschichte der Bank zu dem Gedenktage veröffentlicht. 
Die Deutsche Bank gehört zu den jüngeren Grossbanken - 
Aber die Aktivität ihrer Leitung hat es verstanden, in 
verhältnismässig kurzer Zeit nach ihrer Gründung den 
Altersunterschied zwischen ihren Vorläufern in der deut- 
schen Grossbankwelt mindestens auszugleihen, z. T. aber 
die älteren Institute weit zu überflügeln. Die Deutsche 
Bank ist im Jahre 1870 mit dem Programm aufgetreten, 
besonders die durch den direkten deutschen überseeischen 
Warenverkehr bedingten Geldtransaktionen zu vermitteln 
und den deutschen Handels- und Industriestand in dieser 
Beziehung unabhängig vonFrankreich. und England zu machen. 
Dieser Leitsatz hat für die ganze weitere Entwickelung 
der Deutschen Bank entscheidende Bedeutung behalten. 
Er führte die Bank zunächst nach den dcutschen See- 
plätzen, nach Bremen und Hamburg, dann nach London, 
nach Ostasien, nach Südamerika und später nach der 
Levante und nach Afrika. Diese besonders intensive 
Pflege des überseeischen und des Auslandsgeschäftes über- 
haupt hat der Deutschen Bank ihren ausgeprägten politischen 
Charakter gegeben. Das Zusammenarbeiten zwischen der 
deutschen Finanzwelt und den Leitern der deutschen aus- 
wärtigen Politik hat oft starke Mängel gezeigt. Wenn 
die Politik des Deutschen Reiches manchmal mehr den 


Geschäften der Banken nachhinkte, als mit ihnen gemeinsam 
zielbewusste Arbeit zu leisten, so wird man dafür weniger 
die Bankleitungen, unter denen die der Deutschen Bank 
an erster Stelle stand, verantwortlich machen können, als 
vielmehr die Staatsmänner, denen es an eigenen politischen 
Ideen fehlte, und die sich deshalb vielleicht manchmal 
allzu willfährig in den Dienst einer mehr geschäftlich als 
staatsmännisch ausgerichteten Bankenpolitik stellten. Die 
Grundlage für das weltwirtschaftliche Wirken der Deutschen 
Bank bildete ihre ständige Ausdehnung und Fesligung in 
der heimischen Wirtschaft. Die Deutsche Bank bat das 
System der Heranziehung von Depositengeldern zur 
höchsten Vollkommenheit entwickelt durch ein stets 
wachsendes Filialnetz und durch ständige Erweiterung ihrer 
Basis durch Angliederung von Provinzbanken in allen 
Teilen des Deutschen Reiches. Gleichzeitig mit dieser 
Anziehung fremder Gelder wurde immer inniger die Ver- 
bindung zwischen der Deutschen Bank und den wichtigsten 
Zweigen der deutschen Industrie. Es würde zu weit 
führen, bier eine Zusammenstellung aller Industriegesell- 
schaften zu geben, an deren Finanzierung und Verwaltung 
die Deuische Bank beteiligt ist. Es ist auch ohne Auf- 
zählung von Einzelheiten eine bekannte Tatsache, dass 
bei der Deutschen Bank dıe Fäden eines Riesenkomplexes 
von Industrie-, Handels- und Verkehrsunternehmungen 
zusammenlaufen. Was zum Aufstieg der Deutschen Bank 
vor allen Dingen wesentlich beigetragen hat, ist der Um- 
stand, dass es ihrem Direktorium in den verschiedenen 
Perioden ihrer Entwicklung nicht an Männern gefehlt hat, die 
wirkliche Persönlichkeiten, berufene Wirtschaftsführer waren. 
An der Spitze steht der geniale Gründer der Bank Georg 
von Siemens. Neben ihm standen vom Tage der Gründung an 
Hermann Wallich und Rudolf von Koch und wenige Jahre 
später Max Steinthal. Der zweiten Periode gebörten Arthur 
von Gwinner, Ludwig Roland-Lücke, Karl Klönne und 
eine Reihe von Jahren hindurch der spätere Staatsminister 
Karl Helfferich an. Von den heutigen Direktoren der 
Bank sird als die Senioren Paul Mankiewitz und Gustav 
Schröter zu nennen. Die bisherige Geschichte der Deutschen 
Bank ist ein wichtiges Kapitel der deutschen Wirtschafts- 
geschichte. Der Weltkrieg hat wichtige Teile auch von 
dem stolzen Bau der Deutschen Bank losgelöst. Dass es 
die Leiter der Deutschen Bank verstehen mögen, das 
Institut auch unter den veränderten Verhältnissen mit 
seiner ganzen Kraft in den Dienst des Wiederaufbaus 
der deutschen Wirtschaft zu siellen, ist unser Jubiläums- 
wunsch, 
* 2 a 

Der Zug nach Holland ist die neueste Tendenz, 
die sich als Folgen der wirtschaftlichen Neugestaltungen 
in der Berliner Bankwelt geltend macht. Das Bankhaus 
Mendelssohn & Co. hat den Weg der Errichtung einer 
eigenen Firma in Amsterdam gewählt. Das Bankhaus 
C. Schlesinger-Trier & Co, das die Form einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien hat, sucht die Ver- 
bindung mit Holland in der Form, dass es sein Kom- 
manditkapital von fünf Millionen Mark verdreifachen will 
und dass die neuen zehn Millionen Mark Kommandit- 
anteile von einer holländischen Bankfirma übernommen 
werden sollen. Es ist nicht zu verkennen, daß bei dieser 
Form des Anschlusses das Schwergewicht des kapitalistischen 
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Einflusses auf die holländischen Geldgeber übergeht. 
Aber gerade da es sich bei dieser Firma um eine Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien handelt, darf man hoffen, 
dass es durch die Vereinbarungen mit den persönlich 
haftenden Gesellschaftern gelungen ist, den deutschen 
Charakter der Leitung des Berliner Bankhauses auch nach 
der Herstellung der unter den heutigen Verhältnissen aus 
vielen Gründen wertvollen Verbindung mit Holland zu 
erhalten. 


Herr Dr. W. H. Edwards- 
Berlin schreibt: „In dem 
Staatsvertrag zwischen dem 
Reich und den Eisenbahnländern ist unter anderm die 
Abfindung der Einzelstaaten entweder unter Zugrunde- 
legung des Anlagekapitals oder eines durch Kapitalisierung 
der Einnahmen gewonnenen Ertragswertes vorgesehen. 
Preussen, das zurzeit mit einem Eisenbahndefizit von 
4% Milliarden Mark zu kämpfen hat, hat sich entschlossen, 
lieber den 25fachen Durchschnittsertrag statt seines An- 
lagekapitals, vermehrt um den ausgewiesenen Fehlbetrag, 
als Entschädigung anzunehmen. Dieser Entschluss ist 
nur dann begreiflich, wenn man die eigenartige Zusammen- 
stellung des statistischen Anlagekapitals genauer untersucht 
hat. Richard Passow hat in seiner gründlichen Studie 
„Die Bilanz der preussischen Staatseisen- 
bahnen“ den Versuch gemacht, den Charakter des statis- 
tischen Anlagekapitals zu umschreiben, Der Begriff des 
statistischen Anlagekapitals der Eisenbahnen ist in Preussen 
nach ganz anderen Grundsätzen festgesetzt worden, als 
dies bei privaten Verkehrsunternehmungen in Deutschland 
die Regel zu sein pflegt. In diesem Anlagekapital sind 
z. B. nicht enthalten die Werte der Beiträge Dritter zu 
Ausgaben für Neu- und Erweiterungsanlagen. Es sind 
dies Kostenbeiträge der Städte, der Postverwaltung und 
der Kleinbahnen zu Bahnhofs- und Gleisanlagen, an deren 
Zustandekommen sie interessiert sind. Ihr Wert betrug 
im Jahre 1914 nach vorsichtiger Schätzung 271 Millionen 
Mark. Ein weiterer Posten, der in dem statistischen An- 
lagekapital nicht erscheint, ist der Wert von Grundstücken, 
die dem Fisenbahnfiskus von Gemeinden und Privaten 
als Baukostenzuschuss unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
wurden. Ihr Wert betrug nach einer Angabe von Passow 
bis zum Jahre 1914 insgesamt rund 96 Millionen Mark. 
Ein weiterer Verstoss gegen die Bilanzklarheit ist dadurch 
erfolgt, dass aın statistischen Anlagekapital keine Ab- 
schreibungen für den Verschleiss der Anlagen und des 
Fuhrparkes gemacht worden sind. Um das Fehlen der 
Abschreibungen auszugleichen sind zwei Grundsätze für 
die Aufstellung des Etats festgelegt worden. 1. Aus An- 
leihen werden nur Kapitalaufwendungen im Einzelbetrage 
über 100000 Mark übernommen. Alle kleineren Neuauf- 
wendungen in geringerem Werte fallen den Betriebsein- 
nahmen zur Last. 2. Alle Unterhaltungs- und Erneuerungs- 
anlage an bestehenden Anlagen oder am vorhandenen 
Bestande sind gleichfalls aus den Betriebseinnahmen zu 
bestreiten. Die Grundsätze haben bewirkt, dass alte, 
weniger wertvolle Gebäude, Anlagen, Lokomotiven, Wagen 
und Werkzeugmaschinen zum Einstandspreis, zu dem sie 
vielleicht schon vor Jahrzehnten erstmalig erworben wurden, 
im Anlagekapital weitergeführt werden, nachdem sie längst 


Das Anlagekapital 
der Staatseisenbahnen. 


durck viel leistungsfähigere und wertvollere Anlagen oder 
Fuhrmaterial ersetzt worden sind. Nach einer Schätzung 
von Kirchhoff haben die reinen Substauzvermehrungen 
des Anlagekapitals, die durch Befolgung dieses Grund- 
satzes entstanden sind, für die Jahre 1907 und 1908 bei- 
spielsweise 70—75 Millionen Mark betragen. Insgesamt 
schätzt Kirchhoff die Substanzvermehrung aus Mitteln des 
Ordinariums auf rund 650 Millionen Mark. Die Möglich- 
keit, das Anlagekapital dadurch niedrig zu halten, dass man 
Neuanschaffurgen, die keinen Ersatz vorhandener Wert- 
bestandteile sondern Erweiterungen darstellen, aus Ein- 
nahmen bezahlte, bat dazu geführt, dass nach einer amt- 
lichen Nachweisung in den Jahren 1895 bis 1904 mehr 
angeschafft als ausgemustert wurden 882 Lokomotiven im 
Werte von rond 45 Millionen Mark, 2251 Personenwagen 
im Werte von rund 40 Millionen Mark und 3260 Gepäck- 
und Güterwagen im Werte von rund 13 Millionen Mark, 
Zu diesen Neuaufwendungen und Erweiterungen, deren 
Wert abgeschätzt werden kann, treten alle jene Substanz- 
vermehrungen hinzu, die z. B. dadurch entstanden sind, 
dass leichte Schienen durch schwerere Schienen mit 
längerer Lebensdauer ersetzt worden sind, während der 
geringere Wert und Beschaffungspreis des zuerst gelegten 
Schienentypus im Anlagekapital weitergeführt wird. Dem- 
gegenüber fält es kaum ins Gewicht, dass manche Ge- 
bäude, die aus den Anfängen des Eisenbahnwesens stammen, 
inzwischen vernichtet worden sind, während ihr ursprüng- 
licher Wert noch im statistischen Anlagekapital weiter- 
geführt wird. Passow fasst das Ergebnis seiner Unter- 
suchungen dabin zusammen, dass das Anlagekapital nicht 
zu hoch bemessen sei, da Entwertungen durch Aufwen- 
dungen zu Lasten der Betriebsrechnung nicht nur aus- 
geglichen worden seien, sondern das Anlagekapital enthalte 
eher stille Reserven als Uebeıbewertungen. Der Ver- 
äusserungswert der preussischen Bahnen sei somit erheb- 
lich höher als das statistische Anlagckapital.“ 


Herr Willi Hirschmann - Offen- 
Kreditmarkt und bach a. M. schreibt: „Unser Kapital- 
Reichsnotopfer. markt und unsere Banken werden 
an der Erfüllung ihrer wichtigsten Aufgaben in der Ueber- 
gangszeit duch die Erhebung des Reichsnctopfers wesent- 
lich behindert werden, weil sie zu einer Zeit erfolgen 
wird, wo bei der heutigen Pıoduktion der Marktverkehr 
noch keine wesentlichen Geldmassen freigemacht hat, die 
der Wirtschaft entzogen werden könnten, ohne das für 
den Anlagekredit notwendige Kapital anzugreifen oder zu 
vernichten. Ein progressives Steuersystem, das von Jahr 
zu Jahr die durch erhöhte Produktion und Preisabbau 
für den Marktverkehr entbehrlich werdenden Geldmassen 
erfassen könnte, würde und muss auch späterhin für die 
Gesundung unseres Geldwesens noch mehr beitragen als 
diese einzige grosse Abgabe. Da wir aber mit der An- 
nahme des Reichsnotopfers vor eine vollendete Tatsache 
gestellt sind, gilt es heute vielmehr, nach Massnahmen 


‚zu suchen, die wenigstens die katastrophalsten Wirkungen 


für unser Bank- und Kreditwesen lindern können. Zu- 
nächst werden durch Fusionen von kapitalschwachen 
Unternehmen mit grossen Kapitalgesellschaften und Kon- 
zernen, durch reinen Umtausch der Aktien manche Neu- 
emissionen wenigstens in der ersten Zeit erspart werden 
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können. Durch den Zusammenschluss von in Produktion 
aufeinander angewiesenen Unternehmen wird vielleicht 
in mancher Beziehung die durch die Kriegswirtschaft zu- 
rückgestellte, den technischen Anforderungen der Jetzt- 
zeit entsprechende Betriebser weiterung mancher Werke 
zur besseren und rationelleren Ausnützung ihrer Produk- 
tionsmittel und sparsameren Verbrauch der zur Verfügung 
stehenden Rohstoffe ermöglicht werden können. Dann 
aber muss der Vermögensabgabe unbedingt eine allgemeine 
deutsche Valutaanleihe vorangehen, die die im Ausland 
befindlichen Banknoten soweit als möglich dem Verkehr 
entzieht und in eine feste Anleihe verwandelt, für die, 
wenn der Staat im Auslaude nicht mehr genügend Ver- 
trauen erweckt, grössere Industriegruppen als Bürgen 
eintreten müssten. Nur so wird verhindert werden können, 
dass bei der Verringerung unseres Kreditkapitals ein all- 
gemeines Auswandern unserer Industriepapiere und ein 
Rückfluss der im Ausland befindlichen deutschen Geld- 
zeichen zu einer für unsere Wirtschaft ungünstigen Zeit 
einsetzt. Vor allem aber muss alles vermieden werden, 
was die Stellung unserer Banken am Kreditmarkte in 
dieser Zeit der grossen Finanziransaktionen, Emissionen 
und Fusionen wesentlich beeinträchtigen kann. Unsere 
Banken müssen in dieser Zeit der Kapitalserhöhungen 
unbedingt das Monopol als Kreditgeber unserer Industrie 
auf dem Kapitalmarkte behalten, damit nicht ihre vor- 
sichtige und produktionsförderınde Kreditpolitik einer 
Kreditgewährung weichen muss, die aus Neuemissionen 
und Kapitalverwässerungen allein hohe Spekulations- 
gewinne erzielen will. Daher muss vor allem der Tätig- 
keit und Errichtung fremder Banken und Finanz- 
gesellschaften in Deutschland grosse Aufmerksamkeit 
gewidmet werden. So sehr sowobl im Interesse der 
Förderung der gegenseitigen Handelsverbindungen, als 
auch auf Grund des Friedensverirages eine Ausnahme- 
behandlung fremder Banken zu vermeiden ist, so müsste 
doch eıstrebt werden, dass diesen Unternehmen bei ihrem 
oft spekulativen Charakter als Gründungs- und Finan- 
zierungsgesellschaften eine Kreditgewährung an die In- 
dustrie nur in Verbindung mit deutschen Banken oder 
Konsortien möglich wäre. In der Frage des Verhält- 
nisses unserer Banken zu dem Kapitalmarkt aber werden 
die Wirkungen der Auskunftspflicht der Banken eine be- 
sondere Beachtung finden müssen. Eine erhebliche Ver- 
ringerung der Betriebsmittel der Banken durch Zurück- 
ziehnng von Guthaben ist wohl nicht zu erwarten. Viel- 
mehr liegt aber die Gefahr nahe, dass die nunmehr im 
freien Verkehr besonders vor und nach Steuer- und Zins- 
verfalltermiven nach Aulage suchenden Kapitalien zu 
einer weiteren Beunruhigung unseres Geldmarktes und 
einer Ausdehnung spekulativer Kreditgeschäfte beitragen, 
die in der Erzielung hoher Kursgewinne einen Ausgleich 
für die ausfallenden Zinsenerträgnisse suchen. Nichts 
würde aber der Gesundung unserer heutigen Geldwirtschaft 
so hindernd im Wege stehen als das Einreissen gewisser 
amerikanischer Finanzierungs- und Kapitalisierungsbräuche 
nnd eine grosse Ausbreitung einer über das wirtschaftlich 
zulässige Mass hinausgehenden Spekulation. Dieses Miss- 
verhältnis, das so zwischen den finanzpolitischen Vor- 
teilen einer allgemeinen Vermögensabgabe und ihren ka- 
tastrophalen Wirkungen für den Geld- und Kreditmarkt 


besteht, weist mit aller Deutlichkeit darauf hin, dass das 
Problem der Gesundung unserer Volkswirtschaft und der 
Sanierung unserer Staatsfinanzen in erster Linie von der 
Warenseite, d. h. von der Produktion her in Angriff ge- 
nommen werden muss. Dann aber ist es angesichts 
unserer heutigen wirtschaftlichen Lage Pfiicht der Re- 
gierung, zur Lösung aller dieser Fragen sofort in dem 
in der Verfassung vorgesehenen Wirtschaftsrat Vertreter 
des praktischen Wirtschafts- und Finanzlebens zu aktiver 
Mitarbeit an den grossen Problemen der Zeit zu vereinigen. 
Nur so wird verhindert werden können, dass die beste 
Absicht der Regierung zur Wiederbelebung unseres wirt- 
schaftlichen Lebens durch Nichtbeachtung grundlegender 
Wirtschaftsgesetze der modernen Kredit- und Kapital- 
wirtschaft verhängnisvolle Wirkungen auslöst.“ 


Börse und Geldmarkt. 


Ereignisreiche Tage liegen hinter den Geldmärkten. 
Sprungweise setzte eine Höherbewertung der deutschen 
Valuta und dementsprechend ein Nachgeben der an den 
deutschen Börsen notierteu fremden Valuten ein, die eine 
Zeitlang die Börse mit dem Anschein einer sich an- 
bahnenden „Umwertung aller Werte“ geradezu revolu- 
tionierte, nachdem man zuerst mit auffälliger, nur durch 
starke Skepsis erklärbarer Passivität den Vorgängen an 
den Devisenmärkten zugeschaut hatte. Ganz aufzuklären 
wird die überraschende Aufwärtsbewegung der deutschen 
Mark in der ersten Aprilhälfte wohl nie werden. So 
blitzschnell haben sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
bei uns denn doch wahrlich nicht zum Guten geändert, 
dass urplötzlich das Ausland nun den Wert der Papier- 
mark um 100% zu steigern sich veranlasst sah. Eine 
ganze Anzahl von Ursachen mögen zusammengewirkt 
haben. Einmal hat zweifellos während der Tage des 
Kapp-Putsches und der darauf folgenden schweren Kämpfe 
in, deutschen Westen die Einfuhr vom Ausland gestockt 
und das Angebot deutscher Noten und Wechsel an den 
fremden Plätzen sich entsprechend vermindert, Sodann 
bestand zu dieser Zeit wegen des urplötzlich vorgenom- 
menen Einmarsches der Franzosen in deutsches Gebiet 
eine Verstimmung der Bundesgenossen gegen Frankreich, 
der sich das in England und Amerika immer stärker 
werdende Misstrauen gegen die französische Finanz- 
wirtschaft zugesellte. Es ist deshalb die Annahme nicht 
von der Hand zu weisen, dass man von solventer, bundes- 
genössischer Seite her versucht bat, durch gleichzeitige 
Herabsetzung des Frankenkurses und ostentative Herauf- 
setzung der Mark einen empfindlichen Druck auf Frank- 
reich auszuüben, um es zu veranlassen, in Zukunft von 
Exkursionen abzusehen, die das mühsam allmählich 
wieder in Gang kommende milteleuropäische Wirt- 
schaftsleben immer wieder stark beunruhigen und schä- 
digen müssen. Eine ähnliche Aktion, gleicherweise 
von England und Amerika vorgenommen, hat bereits im 
vorigen Herbst stattgefunden. Als man in diesen Ländern 
den massgebenden französischen Politikern klarmachen 
wollte, dass sie ihre künftige Finanzpolitik nicht mehr in 
der Hauptsache auf Anleihen bei den beiden Verbündeten 
einstellen dürften, sondeın endlich an eine entschiedene 
Steuerreform und Heranziehung der grossen Vermögen 


u 
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herangehen müssten. Die Aufwärtsbewegung der Mark 
kam nun allerdings verhältnismässig bald zum Stillstand. 
Nach wie vor ist leider auch nicht anzunehmen, dass in 
absehbarer Zeit eine wirkliche nachhaltige Markbesserung 
zu erreichen ist, Denn einmal wächst ja unser Noten- 
umlauf weiter in ganz beäugstigendem Umfange, auf der 
anderen Seite aber ist noch immer keine Minderung der 
hier oft erwähnten gewaltigen freien Markbestände im 


Plulus-Merktaſel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


@.-V.: Eisenhüttenwerk Keula, Harpener 
Bergbau A.-G., Mechanische Baumwoll- 
spinnerei und Weberei Bayıeuth, Rhei- 
nische Spiegelglasfabriken. 


Ironage-Bericht, — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Bochumer Verein für 
Bergbau und Gussstahlfabrikation, Ber- 
liner Kindl- Brauerei, Geraer Jute- 
spinnerei und Weberei, Oberschlesische 
Zellstoff werke, Vogtländische Tüllfabrik, 
— Schluss des Bezugsrechts Baumwoll- 
spinnerei Unterhausen, Bezugsrechts 
August Wegelm A.-G. Cöln. 


Reichsbankausweis. — G. F. Fritz 
Andree & Co., J. A. John A.-G., Wands- 
becker Lederfabrik, Ver. Berliner Mörtel - 

werke, Eisenbabn-Rentenbank. — Schluss 

P 58 des Bezugsrechts Aktien Hallesche 

s Maschinenfabrik und Eisengiesserei, 

Bezugsrecht Peniger Maschinenfabrik 

und Eisengiesserei, Bezugsrechts Papier- 
fabrik Reisholz. 


Bankausweis New-York. — G.-P., Ver- 
einsbank Hamburg, Ver. Stahlwerke 
v.d.Zypen-WissenerEisenhütten, Gummi- 
und Astbestwerke Calmon, Zucker- 
raffinerie Braunschweig, Hotel Disch, 
Niederwaldbahn. — Schluss des Be- 
zugsrechts Isaria Zählwerke. 


| @-V.: Maschinenfabrik Oberschöneweide, 
Thüringer Wollgarnspinnerei, Ham- 
burger Hochbahn A.-G. — Schluss des 
Bezugsrechts Aktien Amme Konegen & 
Giesecke, Aktien Rheinische Gerb- und 
Farbstoff - Extrakt- Fabrik. — Bezugs- 
rechis Ver. Gummiwarenfabriken Har- 
burg-Wien, Bezugsrechts Wessel Schuh- 
fabrik. 

G. - F.: Commerzbank Lübeck, Potsdamer 
Creditbank, Bergedorfer Eisenwerk, 
Aplerbecker Aktien-Verein für Bergbau, 
Ilseder Hütte, Arnsdorfer Papierfabrik 
Heinrich Richter, Akt.-Ges. für Schrift- 
giesserei Offenbach, Zuckerfabrik Off- 
stein, Stahnsdorfer Terrain-A.-G., Säch- 
sisch - Thüringische Portland - Cement- 
fabrik Prüssing, Aktien Zuckerfabrik 
Gross-Gerau. — Schluss der Anmelde- 
frist Aktien Berliner Holz-Comptoir, 

|  Bezugsrechts Zuckerfabrik Glauzig, Be- 

zugstechts Patzenhofer Brauerei, Be- 
zugsrechis Triumph-Werke Nürnberg, 


Mittwoch, 
21. April 


Donnerstag, 
22. April 


Sonnabend, 
24. April 


Montag, 
26, April 


—— au 


Dienstag, 
27. April 


— 


an 1) Die Merktafel gibt dem Wertpnpierbesitzer tiber alle für ihn 
8 chtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u, a. über 
u rälversomißengen, Ablauf von Bezugsrechten. Markttare. 
Gain dutonstuge und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
neng alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 

en Zeitungen nchlen müssen. In Kursiv-Schrifi sind diejenigen 


Inne Wine gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 


| @.-V.: Hirsch Kupfer- und Messingwerke, 

|  Heddernheimer Kupferwerk, Deutsche 

| Asphalt-A.-G., Limmer & Vorwohler 

Mittwoch, !  Grubenwerke, Stettiner Strassenbahn, 
5 Müller Gummiwarenfabrik, Ver. Elbe- 
schiffahrts-Gesellschaft, Humboldtmühle, 
E. Gundlach A.-G. ey 

Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
Paris. — @.-V.: Bayerische Hypo- 
theken- und Wechselbank, Preussisches 
Leihhaus, Deutsche Continental-Gas- 
A.-G. Dessau, Chemische Fabrik Buckau, 
Stock Motorpflug- A.-G., Maschinen- 
und Armaturenfabrik Breuer, Spinnerei 
Vorwärts bei Brackwede, Oelwerke 
Stern-Sonneborn, Oberschlesische Holz- 
industrie, Klein, Schanzlin & Becker, 
— Schluss des Bezugsrechts Aktien 
Concordia Spinnerei und Weberei, Be- 
zugsrechts Düsseldorfer Maschinenbau- 
Gesellschaft Losenhausen. 


| Reichsbankausweis. — G. ., Olden- 
burgische Landesbank, Maschinenfabrik 
Blumwe, Fabrik für Blechemballage 
Schäfer, Adler - Kaliwerke, Friedrich 
Thomée A.-G., Gebr. Körting A.-G., 
Fahrzeugfabrik Eisenach, Joh. Girmes 
A.-G., Varziner Papierfabrik, Rheinische 
Möbelstoffweberei Dabl & Hunsche, 
Norddeutsche Kohlen- und Cokes-Werke 
— Schluss des Bezugsrechts Aktien 
Farbwerke Franz Rasquin, Bezugsrech 
Spinnerei und Buntweberei Pfersee, 
Bezugsrechts Eisenwerk Wülfel, Be- 
zugsrechts Linke-Hofmann. 


Donnerstag, 
29. April 


Freitag, 
30. April 


Sonnabend, 
1. Mai 


| Bankausweis New - York, 


@.-V.: Borsigwalder Terrain-Gesellschaft, 
Benz & Co, Rheinische Automobil- und 
Motorenfabrik, Saline und Soolbad 
Salzungen. — Schluss des Bezugsrechts 
Aktien Privatbank Gotha, Eezugsrechts 
Hanuoversche Waggonfabrik, Paradies- 
bettenfabrik Steiner. 

G. - V., Privatbank Gotha, Berlin-An- 
haltische Maschinenbau- Gesellschaft, 
Gutmann A.-G. für Maschinenbau, Ver. 
Flanschenfabriken und Stanzwerke A.-G., 
Norddeutsche Hütte A.-G., Brückenbau 
Flender A.-G., Sächsische Nähfaden- 
fabrik Heydenreich. — Schluss des 
Bezugsrech's Rositzer Zuckerraffinerie 
Rositz. 


Ausserdem zu achten: 
Abschlüsse und Bilanzen der Gross- 
banken und Provinzbanken. 
Verlosungen: 
22. April: 3%, Credit foncier 250 und 
500 Fr. (1906, 1912). 25. April: 
2°, Ungar. Hyp.-Bank 100 Kr. (1894). 
1. Mai: Ital. Rotes Kreuz, 25 Lire 
(1885), Holl. Weisses Kreuz 10 Gld. 
(1888), Oesterr. Rotes Kreuz 20 K. 
(1916), Braunschweiger 20 Tir. (1868), 
3% Belg. Communal 100 Fr. (1868). 


Montag, 
3. Mai | 


Dienstag, 
4. Mai 


Auslande erzielt. Und eine weitere Bemerkung muss ge- 
macht werden: Wir sind noch längst nicht so weit, dass 
wir aus dem Auf-uud-Ab der Markkurse irgendwie zuver- 
lässige Schlüsse anf die finanzielle und politische Diagnose 
des Auslandes über unser Land ziehen können. Nach 
wie vor, wenn auch vielleicht nicht mehr in ganz 
so starkem Umfange wie während des Krieges ist die 
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Mark Spielball einer 
Spekulation auf den Hauptdevisenmärkten. Dass 
diese Spekulation sich nun durchaus nicht nur von 
seriösen politischen und ökonomischen Erwägungen 
leiten lässt, sondern weit eher ihr Augenmerk auf börsen- 
technische Konstellationen am Devisenmarkt und auf die 
geschickte Ausnutzung aller anderen Verhälinisse richtet, 
in die eben nur der Eingeweihte, das heisst die Berufs- 
spekulation Einblick hat, ist klar. Hinzu kommt der sehr 
weitgezogene Kreis der Spekulanten, So werden bei den 
grösseren Schwei’erischen Banken je mehrere Tausend 
Konten der Kundschaft in deutscher Valuta unterhalten, 
die nur zum Teil ihren Ursprung in alten industriell- 
wirtschaftlichen Wechselbeziehungen mit Deutschland 
haben, sondern grossenteils rein spekulativer Herkunft sind. 
So sind die Devisenmärkte auch in hohem Grade abhängig 
von der Stimmung und den unkontrollierbaren Einflüssen, 
denen die grossen Massen der Markspekulationen unter- 
haltenden Schweizer, Holländer, Skandinavier und andere 
mehr ständig unterworfen sind. Mit diesen Verhältnissen 
müssen wir leider noch sehr lange rechnen, denn es wird 
auch im besten Falle noch eine geraume Zeit vergehen, 
bis unsere Zentralnotenbank wieder imstande ist, eine 
selbständige Geldmarktpolitik zu betreiben und unserer 
Valuta auf den Auslandsmärkten einen ständigen starken 
Rückhalt zu verleihen. 

An der Börse prägte sich die Höherbewertung der Mark 
erst dann in den bisher zum Teil infolge der unaufhörlichen 
Markentwertung stark gestiegenen Kursen aus, als die reich- 
lich ungeschickte Politik des Reichsfinanzministeriums die 
Kunde von der Beschlagnahme einer Reihe vonAuslandswerten 
für das Gros der Börse und für das gesamte Publikum über- 
raschend ergehen liess. Es trifft zu, dass wir die vom 
Reichsfinanzministerium jetzt bekannt gegebenen Beschlag - 
nahmen auf Grund des Friedensvertrages vornehmen 
Aber die willkürliche Festsetzung des Ent- 


ausserordentlich weitverzweigten 


müssen. 


eignungskurses war eine ebenso grosse und unnötige 
Härte, wie die stillschweigende Tolerierung der Notierung 
und Kursheraufsetzung der betreffenden Papiere Fehler 
des Ministeriums waren. War man von vorneherein ent- 
schlossen, die einschneidende Massnahme durchzuführen 
— getreu den Bestimmungen von Versailles —, so musste 
man unbedingt das unerfahrene Publikum, aber auch die 
in diesen Dingen sorglose Börse vor Verlusten durch so- 
fortige Extra- Commercium-Setzung der zur Beschlagnahme 
ausersehenen Papiere schützen. Dass das verabsäumt 
worden ist und man ruhig das Kursspiel hier weiter gehen 
liess und sodann — nach Monaten — die gesamten 
Notierungen der Zwischenzeit durch Festsetzung eines 
läpgst überholten Enteignungskurses desavouierte, War 
schlechterdings unverständlich. Derartige grobe Fehler 
dürfen einfach in einem so wichtigen Ministerium nicht 
vorkommen. Die Erregung der Börse über diese Vor- 
kommnisse war nur zu verständlich. 

Die starken Valutaschwankungen, die den Handel und 
die Devisenkäufer natürlich vorläufig zu starker Zurück- 
haltung und zum Abwarten zwingen, werden übrigens 
akkompagniert von einer ausserordentlich starken Baisse 
auf dem Metallmarkt, wo bis vor etwa zwei Monaten 
ungetrübte Haussefreudigkeit herrschte. Der Goldpreis, 
der bis auf 56000 % pro kg Feingold gesprungen war, 
ist auf etwa 32 000—34 000 4 gefallen und Silber war 
zeitweilig bis auf 800 gesunken, steht heute allerdings 
wieder auf 1200, damit aber noch sehr weit unter dem 
letzten Höchststand.. . . Auch diese Vorgänge sind für 
uns ziemlich undurchdringlich verschleiert und scheinen 
in der Hauptsache spekulativer Natur zu sein. Interessant 
ist aber, dass bei uns Silber wesentlich unter Weltparität 
notiert, ohne dass eine internationale Arbitrage einsetzte. 
Ob das nur das Ausfuhrverbot und der Grenzschutz 


machen? 
Justus. 


Plutus-Archiv. 
(neue Literatur der Oolltswirtſchaft und des Rechts. 


{Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier 
besprechen. 


aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders sa 
Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhalızangabe registriert) 
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Vielregiererei oder Männlichkeit? Bausteine zum 
Wiederaufbau von Dr. Otto Bielefeld. Freiburg im 
Breisgau 1920. I. Bielefelds Verlag. Preis Æ 1,—. 

Der Vertrag von Versailles. Gemeinverständlich dar- 
gestellt und erläutert von Dr. Max Lohan. Berlin 1920, 
Verlag der Kulturliga G. m. b. H. Preis % 2.—. 

Kultur- und Nationalpolitische Zeitfragen I. Die 
Arbeitnehmerbewegung. Eine Darstellung ihrer geistigen 
Entwicklung und kulturellen Macht. Von Paul Bröcker. 
Hamburg 1920. Deutschnationale Verlagsanstalt. Preis 
of 3.50. 

Vorwort. — Volk, Nation, Klasse. — Entstehung und 
Hauptrichtung der Arbeitnehmerbewegung. — Arbeits- 
gemeinschaft und Arbeitsrecht. — Die geistigen Pole der 
Arbeitnehmerbeweguug. — Zwei geistige Hauptaufgaben 
der Arbeitnehmerbewegung. — Die Sicherung der Einzel- 
existenz und ihre sittliche Bedeutung. — Der innerliche 
Gegensatz zwischen Arbeitern und Angestellten. — Der 
Endkampf der beiden geistigen Pole. 


Vereinheitlichung in der Industrie. Die geschicht- 
liche Entwicklung, die bisherigen Ergebnisse, die tech- 
nischen und wirtschaftlichen Grundlagen. Von Dr. Georg 
Garbotz, Dipl.-Ingenieur. München und Berlin 1920. 
Verlag von R. Oldenburg. Preis geh. # 9.—, geb. #012. —. 

Einleitung. — Die geschichtliche Entwicklung des 

Vereinheitlichungsgedankens. — Die Entwicklung in 

Amerika. — Die Entwicklung in England. — Die Ent- 

wicklung in Deutschland. — Die Entwicklung in anderen 

Staaten. — Die internationalen Versuche. — Die bisherigen 

Ergebnisse der Arbeiten des Normenausschusses. 

Die ungarische Regierung und die Entstehung 
des Weltkrieges. Auf Grund aktenmässiger Forschung 
dargestellt von Dr. Wilhelm Franknoi, Titularbischof, 
Inf, Abt, Generalinspektor der ungarischen Museen und 
Bibliotheken a. D. Wien 1919. Verlag von L. W. Seidel 
& Sohn. Preis Æ 3.—. 

Die Schuld am deutschen Zusammenbruch. Tage- 
buchblätter eines höheren preussischen Verwaltungs- 
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beanten. Herausgegeben von Professor D. Otto Baum- 
garten-Kiel. Tübingen 1919. Verlag von J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Preis oÆ 1.20 und 50%. 


Das Anti-Kommunistische Manifest. Von Walter 


Gensch. Jena 1919. Union-Verlag. Preis 1 2.—. 

Das Anti-Kommunistische Manifest. — Die Autzrilät. 

— Die Vernunft. — Sozialismus oder Individualimus. — 

Der geschichtliche Fortschritt. — Der nationale Gedanke. 
— Vierzehn Punkte der Autonomie. 

Moderne Wirtschaftsgestaltungen. Herausgegeben 


von Kurt Wiedenfeld. Heft 6. Die Organisations- 
bestrebungen in Stabeisen-Fabrikation und Stabeisen- 
Handel, ihre Bedeutung für die Gesamtorganisation der 
Eisenindustrie. Von Wilhelm Adler, Doktor der 
Staatswisseuschaften, Bonn 1920. A. Marcus & E. Weber 
Verlag. Preis #£ 10.—. 

Die allgemeinen technischen und wirtschaftlichen 
Grundlagen. — Die Geschichte der Organisationsbe- 
strebungen in Stabeisen-Fabrikation und Handel und die 
Versuche zur Syndizierung der B-Produkte. — Wirtschaft- 
liche Ergebnisse und Lehren der Geschichte der Organi- 
sationsbestrebungen. — Anhang. 


Der deutsche Diplomat, wie er war und wie er 
sein soll. Kracker von Schwartzenfeldt. Olbern- 
hau. Sa. 1919. Grenz-Verlag. Preis A 2.50. 


Vorwärts zu Einheit und Fortschritt, Gedanken 
über Grundsätze und Ziele einer neudeutschen Politik 
von Dr. Erich Obst, Professor an der Universität 
Breslau. Breslau I. 1920. Pıiebatschs Verlagsbuch- 
handlung. Preis # 2.—. 

Sicherung unseres demokratisch-republikanischen Ver- 
fassungslebens. — Wirtschafts- und Sozialpolitik. — Kultur- 
politik. — Neudeutscher Parlamentarismus. — Auswärtige 
Politik. — Schluss. 

Die Kohlennot der Ruin Deutschlands. Von A. Hein- 
richs bauer. Essen 1920, Berlin-Zehlendorf-West 
1920. Zeitfragen-Verlag. Preis / 4.—. 


Gegenwärtiger Stand der Kohlenwirtschaft. — Die 
Kohlennot und ihre Folgen. — Einführung der Sechs- 
Stundenschicht. — Schlussbetrachtungen. 


Sammlung gemeinverständlicher Vorträge und 
Schriften aus dem Gebiet der Theologie und 
Religionsgeschichte 88. Die soziale und religiöse 
Stellung der Frau im israelitischen Altertum. Von Dr. 
G. Beer, Professor an der Universität Heidelberg. 
Tübingen 1919. Verlag von J. C. B, Mohr (Paul Siebeck). 
Preis d, 2.— und 50%, 


Erbschaftssteuergesetz vom 10. September 1919 
nebst Ausführungsbestimmungen. Textausgabe mit 
Anmerkungen und Sachverzeichnis. Von Chr. Finger, 
Oberlandesgerichtsrat, Geheimer Justizrat, Referent für 
das Gesetz im Reichsfinanzministerium. Berlin 1920. 
Verlag von Franz Vahlen. Preis Æ 10.—. 

Abkürzungen. — Einleitung. — Erbschaftssteuer- 
gesetz. — Nachlasssteuer. — Erbanfallsteuer. — Schen- 
kungssteuer-Veranlagung und Erhebung. — Ausführungs- 
bestimmungen. — Sachverzeichnis. 


Die Friedenslast. Die Probleme des Friedensverirages 
in gemeinverständlicher Darstellung. Herausgegeben von 
der deutschen Liga für Völkerbund. I. Deutschlands 
finanzielle Verpflichtungen aus dem Friedensvertzage. 
Von Dr. Carl Melchior. Berlin 1920, Hans Robert 
Engelmann. Preis A 1.36. 

„Orga“ Schriften Heft 3. Bilanz-Politik. Buche und 
Bilanz - Operationen hinsichtlich der Aufmachung, 
Frisierung, Schönung, Verschleierung und Fälschung 
der Bilanz sowie hinsichtlich der Bewertung, Abschrei- 
bung, Bildung von Reserven und Rückstellungen, Ge- 
winnverteilung und Dividendenausschüttung. Von 
Johannes Schreier, Bücherrevisor in Hamburg. 
Berlin 1920. „Organisation“ Verlagsgesellschaft m. b, H. 
Preis , 2 50. 

Das Allgemeine der Bilanzpolitik. — Das Besondere 
der Bilanzpolitik. — Schlussbetrachtungen. 


Der Chemiker. Von Prof. Dr. c. Hans Goldschmidt. 
Sonderdruck von Seite 171 bis 272 des sechsten Bandes 

der Akademischen Berufe. Berlin 1920. Furche-Verlag. 
Preis geheftet oÆ 8.—, gebunden „# 10.—. 


Der Abgrund des Staatsbankerottes. Wesen, Ur- 
sache, Wirkung, Folge von Staatsbankerotten aller 
Zeiten und Völker mit ihıen wertvollen Lehren für die 
Gegenwart. Mit Beiträgen von Dr. P. Beusch, wissen- 
schaftl. Kommissar im Reichsfinanzministerium, Dr. F. 
Bendixen, Direktor der Hamburger Hypothekenbank, 
Dr. E. Eifler, Handelskammersyndikus, E. Meydenbauer, 
Ministerialdirekior im Reichswirtschaftsministerium, 
Amtsrichter Dr. Grathwobl, Dr. G. Schober u. a. 
Herausgegeben von F. Seitz, Stuttgart. Franckhsche 
Verlagsbuchhandlung. Preis # 2. 40. 


Die Lösung des Valuta- Problems. Internationales 
Geld. Der Tabellenscheck. Von Wilhelm Peters, 
Leipzig. Wotan-Verlag. Preis 1 —. 


Hamburgische Forschungen. Wirtschaftliche und 
politische Studien aus hanseatischem Interessengebiet. 
Herausgegeben von K. Rathgen und F. Stuhlmann. 
Siebentes Heft. England auf dem Wege zum Industrie- 
schutz. Schlüsselindustrie und Handelspolitik. Von Dr. 
Theodor Plaut, Hamburg. Hamburg - Braunschweig- 
Berlin. Verlag von Georg Westermann. 

Einleitung — Die Schlüsselindustrie im einzelnen. — 

Schlüsselindustrie und Wirtschaftspolitik. — Schlüssel- 

industrie und Handelspolitik. — Schlussbetrachtung. 


Handbuch Börsenwerte, Jahrgang 1919-20. Heraus- 
gegeben von H. Arends und Curt Moss ner. Berlin 
1919-20. Finanzverlag G. m. b. H. Preis % 30.—. 


Handbuch der Kalibergwerke, Salinen und Tief- 
bohrunternehmungen 1919-20. Berlin 1919-20. 
Finanzverlag G. m. b. H., Abt. Handbuch Börsenwerte. 
Preis c4 40.— und TOP. 


Westermanns Monatshefte. Februar 1920. Illustrierte 
Zeitschrift fürs deutsche Haus. 64. Jahrgang. Heft 6. 
Hamburg-Braunschweig-Berlin 1920. Verlag von Georg 
Westermann. Preis c# 4.50. 


Der Bankkredit und seine Sicherungen. Dargestellt 
an 119 praktischen Fällen mit 215 Urkunden und Form- 
blättern von Hans Kaeferlein, Bankdirektor, Vor- 
standsmitglied der Kriegskreditbank Nürnberg-Fürth 
A.-G. und der Bank für Handel und Industrie. Nürnberg. 
Carl Koch, Verlagsbuchhandlung. Preis % 27.25. 

Allgemeines. — Der Personalkredit. — Die Bürg- 
schaft. — Der Realkredit. — Der Kredit gegen Unterlage 
von Forderungen, Ansprüchen und Rechten-Abtretung von 

Forderungenund Ansprüchen. — Einfache Fälle. — Abtretung 

sonstiger Forderungen und Ansprüche. — Der Immobiliar- 

kredit. — Sonstige Kreditgeschäfte. — Das Passivkredit- 
geschäft. — Ueberwachung der laufenden Kredite. 


Erlöser Tod. Ein Novellenbuch von Hans Wilhelm 
Hollm. Berlin 1919. Verlag Ullstein & Co. Preis # 8.50, 


Deutscher Börsen-Kalender und Effekten-Hand« 
buch 1920. 57. Jahrgang. Beilage zur „Frankfurter 
Zeitung“. Frankfurt a. Main 1920. Selbstverlag der 
Frankfurter Societäts-Druckerei G. m. b. H. Preis für 
Nichtabonnenten c# 3. 


Zur Valutafrage. Von Dr. Otto Heyn, Syndikus der 
Handelskammer für Mittelfranken und Dozent an der 
Handelshochschule Nürnberg. Vortrag, gehalten im 
Oktober 1919. München und Leipzig 1920. Verlag 
von Duncker und Humblot. Preis M 2.80. 


Kommunalpolitische Probleme. Von Paul Hirsch, 
Präsident des preussischen Staatsministeriums. Leipzig 
1920. Verlag von Quelle & Meyer. Preis # 5.60 
und 30%. 

Die Stellung der Gemeinden im neuen Deutschland, — 

Die Gemeinden während des Krieges. — Gemeinde- 
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sozialismus. — Kommunale Lebersmittelversorgung. — 
Kulturpolitik der Gemeinden. — Kommunale Wohlfahrts- 
pflege. — Kommunale Wohnungspolitik. 


Bibliothek für Volks- und Weltwirtschaft. Heraus- 
geber Professor Dr. Franz von Mammen. Heft 64, 
Die soziale Frage. Ein Versuch. Von C. Broglie- 
Wiesbaden. Dresden und Leipzig 1919. „Globus“ 
Wissenschaftliche Verlagsanstalt. Preis c# 2.—. 


Die Markvaluta. Ueber die Notwendigkeit, die Valuta- 
frage nicht als reines Geld- und Aussenhandelsproblem, 
sondern nach ihrem Zusammenhang mit der Hebung 
der Güterproduktion zu behandeln; und über die Not- 
wendigkeit der Stabilisierung des Markkurses auf einem 
devalvierten Stande. Von Dr. Herbert vou Becke- 
rath, Privatdozent an der Universität Freiburg i. 
Breisgau. Jena 1920. Verlag von Gustav Fischer. 
Preis c 2.80. 

Politische Aufgaben der sozialistischen Inter- 
nationale. Von Dr. P. J. Troelstra. Oeffentlicher 
Vortrag, gehalten Sonntag, den 2. März 1919, in Luzern. 
Luzern 1919. Verlag Schweiz. Grütliverein, Sektion 
Luzern. Preis A 2.—. 


Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 
11. August 1919 (Weimarer Verfassung). Erläutert 
von Rechtsanwalt Dr. Georg Zöphel-Leipzig, Mit- 
glied der Nationalversammlung und des Verfassungs- 
ausschusses. Berlin 1920. Industrieverlag Spaeth & 
Linde. Preis c# 5.50. 

Vorwort, — Inhaltsverzeichnis. — Einleitendes. — 
Verfassung des Deutschen Reiches. — Aufbau und Auf- 
gaben des Reichs. — Grundrechte und Grundpflichten 
der Deutschen. — Uebergangs- und Schlussbestimmungen. 


Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in 
Regensburg 1919 zu den Wirtschaitsbeziehungen 
zwischen dem Deutschen Reiche und Deutsch- 
Oesterreich und zur Sozialisierungsfrage. Mit 
einem Nachruf auf Gustav Schmoller von Heinrich 
Herkner und einer Gedächtnisrede auf Eugen Philippo- 
wich von Michael Hainisch nebst Berichten von 
Lusensky, Stolper, Lederer, Vogelstein, Eulenburg und 
v. Wiese. München und Leipzig 1920. Verlag von 
Duncker & Humblot. Preis o% 14.40. 

Inhalt. — Erster Verhandlungstag Montag, den 

15. September 1919. — Gedächtnisrede auf Gustav von 

Schmoller. — Erinnerung an Eugen von Philippowich. — 

Die wiıtschaftlichen Beziehungen zwischen dem Deutschen 

Reiche und Deutsch-Oesterreich. — Zweiter Verhandlungs- 

tag Dienstag, den 16. September 1919. — Probleme der 

Sozialisierung. — Anhang. 

Bibliothek der Volks- und Weltwirtschaft. Heraus- 
geber Professor Dr. Franz von Naumann. Heft 67. 
Deutsche Kratfquellen. Die Grundlage der deutschen 
Volkswirtschaft von W. Hedler, Major im preussischen 
Kriegsministerium. Dresden und Leipzig 1919. „Globus“ 
Wissenschaftliche Verlagsanstalt. Preis # 1.80. 


Der religiöse britische Imperialismus. Von Ober- 
lehrer Dr. Karl Arns, Bochum. Bochum 1919. Druck 
und Verlagshaus Oschmann & Lau, Kanalstr. 18. Preis 
cM 2.80. 

Das Betriebsrätegesetz. Textausgabe. Berlin 1920 
Zentralverlag G. m. b. H. Preis c% —.80. 


Ratgeber für Betriebsräte. Gesetz vom 4. Februar 
1920 mit einer Darstellung seiner Ursachen und seines 
Werdeganges sowie einer zusammenfassenden Uebersicht 
über die verschiedenen Arten der Betriebsvertretungen 
nebst Ausführungsbestimmungenerläutertvon W. Bösche, 
Gewerkschaſtssekretär. Herausgegeben von der Sozial- 
politischen Abteilung des Gewerkschaftsbundes der An- 
gestellten (G. D. A.) Berlin SW 68, Schützenstr. 29/30. 
Preis , 3.—. 

Ursachen und Werdegang des Gesetzes. — Eine zu- 
sammenfassende Darstellung der verschiedenen Arten von 


Betriebsvertretungen. — Gesetz über die Betriebsräte. — 
Wahlordnung. - Verordnung über Tarifverträge, Angestellten- 
und Arbeiterausschüsse und Schlichtung von Arbeits- 
Streitigkeiten vom 23. Dezember 1918. — Sachregister. 


Schweitzers Textausgaben. Gesetz über eine ausser- 
ordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1919 
vom 10. September 1919. Mit den Ausführungsbestim- 
mungen des Reichsrats. Erläutert von Dr. Leo Blum, 
Schriftsteller in München, und Dr. Otto Kahn, Rechts- 
anwalt in München. München-Berlin und Leipzig 1920. 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellfer). Preis M 10.90. 

Vorwort. — Abkürzungsverzeichnis. — Einleitung. — 

Gesetz über eine ausserordentliche Kriegsabgabe. — Aus- 

führungsbestimmungen. — Alphabetisches Sachregister. 

Die Vermögensabgabe. Von Ludwig Heinrich 
Neue Wege der direkten Besteuerung. Mannhein, Berlin, 
Leipzig 1919. J. Bensheimer. Preis M 3.60. 

Einleitung. — Die einmalige Abgabe vom Vermögen. — 


Gründe dafür und dagegen. — Abgabe in natura. — Ver- 
mögensabgabe ohne Progression, — Abgabe obne Mit- 
wirkung der Angabepflichtigen. 

Erdbüchlein. Kleines Jahrbuch der Erdkunde 1920- 


Herausgegeben unter Mitarbeit von Dr. Richard 
Bitterling, Prof. Heinrich Fischer, T. Kellen, 
Ernst Wächter und Prof. Dr. K, Weule. Mit 42 
Abbildungen und Kärtchen. Stuttgart 1920. Fancksche 
Verlagsbuchhandlung. Preis ⁄ 3.60. 

Heimat und Fremde. — Die Länder der Welt. — 
Was wir an unseren Kolonien verloren haben. — Die 
Lage des britischen Weitreiches Anfang 1920. — Die 
Polarforschung während des Weltkrieges. — Kleine Mit- 
teilungen. — Literatur. 


Anleitung zur Steuererklärung zur Kriegsabgabe 
von Vermögenszuwachs nach dem Gesetz vom 
10. September 1919. Die amtlichen Formulare er- 
läutert von Dr. Otto Kahn, Rechtsanwalt in München 
und Dr. Leo Blum, Syndikus in Berlin. München, 
Berlin, Leipzig 1920. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellter). Pres # 4.—., 

Verzeichnis der Abkürzungen. — Vorwort. — Das 
amtliche Formular zur Steuererklärun zur Kriegsabgabe 
vom Vermögenszuwachs nach dem C. tz vom 10. Sep- 
tember 1919. — Erläuterungen dazu. Das amtliche 
Formular zu dem Antrag auf Annahme u Schuldver- 
schreibungen oder Schatzanweisungen der Kriegsanleihen 
vom Vermögenszuwachs. — Erläuterungen dazu. 
Welt-Wirtschaftsbund. Das letzte und einzige Mittel 

zur Errettung der Zivilisation. Von Dr. Hugo Ganz. 
Bern 1920. Verlegt bei Dr. Gustav Grunau. Preis 1 Frs. 


Kriegsnöte der Siegerstaaten. Die wirtschaftlichen 
Verhältnisse in den Ententeländern. Von Professor Dr. 
L. Bergsträsser, Berlin. Berlin 1920. Zentral- 
verlag G. m. b. H. Preis —.50. 


Internationale Valuta- Assoziation (Iva) Voraus- 
setzung des Weltfreihandels, der einzigen für das 
zerrissene Deutschland in Frage kommenden Weltwirt- 
schaftspolitik. Von Sivio Gesell. Sontra in Hessen 
1920. Freiwirtschaftlicher Verlag. Preis o% 4.—. 


Gewaltfrieden und Wiederaufbau. Von Staats- 
sekretär a. D. Dr. Augst Müller. Berlin 1920. 
Verlag der Kulturliga G. m. b. H. Preis # 1.—. 


Denkschrift. Um die Ostmark Posen 27. Dezember 
1918. Frankfurt a. O., Berlinerstr. 12—14. Deutscher 
Heimatbund Posener Flüchtlinge. Preis # 1.50. 

Vorwort. — Der polnische Aufstand. — Die Grün- 
dung des Deutschen Heimatbundes (mit Karte). — Die 

Autgaben des Bundes. — Die Arbeit des Bundes bis zum 

Versailler Frieden. — Die Folgen des Versailler Friedens 

für Posen. — Das Schicksal der Deutschen, die Bürger 

Polens werden müssen. — Was wir mit Posen verlieren, — 

Die neuen Ziele des Bundes. — Was wir boffen. — 

Aufruf. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil G. Frliedmann- Charlottenburg. 


